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INHALT! 



B qCtkrvebhAltnibsb skr ausländer, welche während bestebbhdex ehe ni I 

ftZOQIVtlH BADE» SEIT ElNFtTHRUNQ DES LAKDBBCBIB EmoSCOaEM 
BIND ODER NOCH EINZIEHEN WERDEK. 



FREIBURG 1872. 

UKITEBSIT^TS-BUCHDItUCKEREI von H. M. POPPEN k SOHN. 
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Ziwei Jahrzehnte sind nun^ verflossen <, seit unser 

durchlauchtigster Landesfürst, Grossherzo^ FRIEDRIGH, die 

Regierung des Landes angetreten hat. 

Wenn gleich dieser Zeitraum klein erscheint für das Leben 
eines Volkes, so ist er doch für uns gross durch den Gehalt seiner 
Ereignisse. Diese wenigen Jahrzehnte umschliessen die bedeutungs- 
vollste Periode der staatlichen Entwickelung unseres Landes; es ist 
eine Zeit gewalliger aber segensreicher, innerer und äusserer Kämpfe, 
die Zeit, in welcher einerseits der Staat seine Schutzwehren gegen 
unberechtigte Uebergrifle hierarchischer Herrschsucht geschafien und 
befestigt hat, anderseits wieder ein grosses und starkes deutsches 
Reich erstanden ist, unter dessen Schutz seine Glieder in erspriess- 
licherer Weise als vordem ihre materiellen und intellektuellen 
Interessen zu fördern vermögen. 
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geben als es galt acht deutschen Fürstensinn durch Opfer zu bewähren, 
welche der Wiedergewinnung eines würdigen deutschen Vaterlandes 
gebracht werden mussten. Darum zählen auch diese Erinnerungen 
zu den stärksten Pfeilern der unerschütterlichen Liebe und Verehrung, 
welche wir mit dem gesammten badischen Volke liir unseren edlen 
Landesfürsten hegen , und es ist uns eine hohe Freude bei jedem 
wiederkehrenden Geburtsfeste unseres GrOSSherZOgS FRUDRIGH 
diese Gesinnungen öflentlich bekunden zu dürfen. 

Doch wir Angehörige der Alberto - Ludoviciana bringen an 
diesem Tage unsere Huldigung nicht dem Ijandesfürsten allein, 
wir bringen sie zugleich dem Rector magniftcentissimus unserer 
altehrwürdigen Hochschule, dem Beschützer, dessen höchstem 
Wohlwollen wir auch in neuester Zeit wieder die Zuwendung 
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vermehrter Mittel für Deckung der im Laufe der Zeit erhöhten 
Bedürfhisse verdanken. Wieviel auch schon in kleinen und grossen 
Kreisen, durch Wort und Schrift versucht worden ist, das Vertrauen 
auf die segensreiche Wirkung unserer Hochschule für die Zukunft 
zu untergraben, wie oft namentlich auch schon in dieser Richtung 
angeblicher Gefahren gedacht wurde, welche die Neubegründung 
der alten deutschen Schwesteranstalt in dem wiedergewonnenen 
Reichslande unserer Pflanzstätte deutscher Wissenschaft bringen soll, 
aber nie bringen wird , das Vertrauen unseres Rector magnificen'' 
tissimus auf die Anstalt, deren Werth von Ihm erkannt ist, und 
auf die Pflichttreue ihrer Lehrer wurde nicht erschüttert und wird, 
darauf bauen wu* mit Zuversicht , nicht erschüttert werden. 
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So lasst uns denn, werthe Collegen, liebe Commilitonen , an 

dem Tage, welcher dem ganzen Lande ein Tag höchster Freude, 

uns aber ein doppeller Festtag ist, mit dem gesammten badischen 

Volke einmttlhig dem Allerhöchsten danken und das inbrünstige 

Gebet hinzufugen: 

Gott schütze und erhalte unseren geliebten und 

verehrten Grossherxog 

FRIEDRICH 

den erhabenen Rector unserer Alberto -Lndoviciana 

und dea 

ganzen erlauchten Stamm der Zähringer. 



Die 



ehelichen Guterverhältnisse 



der 



Ausländer 



welche während bestehender Ehe in das Grossherzogthum 
Baden soit Einführung des Landrechts eingezogen sind 

oder noch einziehen werden. 



Von 



Dr. Willielm Behaghel, 

ord. Professor der Recht« zu Freiburg, Uittor erster Klasse des Ordens vom Z&hrtnger Löwen. 
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Die 



ehelichen Gnterverhältnisse der Ansländer, 

welche während bestehender Ehe in das Grosßherzogthum 
Baden seit Einführung des Landrechts eingezogen sind 

oder noch einziehen werden. 



§1. 

L VorbemerkoDgeD. 

Es mag als ein Fehler erscheinen, dass dieser Abhandlung 
ein Titel gegeben wurde, welcher einiger Erläuterungen bedarf, obgleich 
dies sehr wohl hätte vermieden werden können. Zur Rechtfertigung 
möge dienen, dass bei der "Wahl dieses Titels die Absicht geleitet hat, 
in der Bezeichnung des Gegenstandes an die amtliche Ueberschrift des 
Gesetzes') vom 16. Juni 1818 (Rbl. XIV. 85) anzuschliessen, weil dieses 
den Ausgangspunkt der ganzen Untersuchung bildet. 

Hätte die angegebene Rücksicht nicht getragen werden wollen, 
so würde der Gegenstand der nachfolgenden Abhandlung dahin zu 



^) Die dessfallsige Bekanntmachung erscheint zwar in der Form einer 
Verordnung des Justizministeriums, allein sie bezeichnet sich am 
Schlüsse selbst als Gesetz und zwar mit Recht, weil sie sachlich 
nichts anderes ist als die Publikation einer landesherrlichen Ent- 
Schliessung vom 25. Mai 1818, welcher damals (vor Verkündung der 
Verfassung) Gesetzeskraft zukam. Vgl. O.-R, v. 26. Novemb. 1809. 
Bl. F. §. 38. 39. (Rbl. S. 490). 
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bezeichnen gewesen sein : „die ehelichen Güterverhältnisse der Ehegatten, 
welche während bestehender Ehe ihre ausserbadische Staatsan- 
gehörigkeit mit der badischen seit Einführung des Landrechts 
vertauscht haben oder noch vertauschen werden. Ausländer 
im Sinne des Gesetzes vom 16. Juni 1818 sind nämlich (im Gegensatz 
zu den badischen Inländern) alle, welche Fremde d. h. keine Staats- 
bürger oder Unterthanen des badischen Staates sind, einerlei ob sie 
Ausländer im Sinne der dermaUgen deutschen Gesetzgebung, d. h. Angehörige 
eines nicht zum deutschen Reiche gehörigen Staates, oder ausserbadische 
Deutsche d. h. Angehörige eines anderen zum deutschen Reiche gehörigen 
Staates sind (Vgl. §. 2 d. Ges. die Erwerbung und den Verlust der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit btr.) ^). Unter „Einzug in das Land" 
versteht aber das Ges. v. 16. Juni 1818 nicht etwa die Wohnsitznahme 
im Inland (Baden), sondern die Erwerbung der Eigenschaft als Staats- 
bürger, Staatsunterthan oder Staatsangehöriger des Inlandes. Zum 
Beleg der ersten dieser beiden Bemerkungen genügt schon die Hin- 
weisung auf das VI. C. E., namentUch den §. 7 dess. und auf die 
L.R.SS. 3. 9. ff. 170. 726. 912. 2060* Die Rechtfertigung der zweiten 
Bemerkung ergiebt sich aber theils daraus, dass die Verleihung des 
Staatsbürgerrechts gesetzlich als Ertheilung von Einzugsbriefen 
bezeichnet ist, VI. C. E. §. 8 c, theils aus der Bedeutung von Wegzug, 



') In der Abhandlung wird stetshin die Bezeichnung „Ausländer^^ in 
der Bedeutung des mehrgedacbten Ges. beibehalten werden, da für 
die vorliegenden Fragen kein Unterschied zwischen ausserbadischen 
Deutschen und Ausländern im heutigen Sinne des Gesetzes zu 
machen ist. 







des Gegensatzes von Einzug, als einer Art der Ablegung des diesseitigen 
ünterthanenrechtes , §. 1 d. L. V. v. 16. Dezemb. 1803, theils endlich 
daraus, dass das Ges. v. 16. Juni 1818 von den eingezogenen Eheleuten 
bald als von „eingewanderten" , bald als von neu „aufgenommenen Unter- 
thanen" spricht und auch der Gegensatz von Einwandern oder 
das Auswandern nach dem gesetzlichen Sprachgebrauch nur vo 
einem das Unterthanenrecht aufhebenden Verlassen des Landes ver- 
standen werden kann. VI. C. E. §. 3 und §. 8 d. L. V. v. 16. 
Dezemb. 1803. ^) Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, dass 
im Eingang des Gesetzes von einer „Niederlassung" im Grossherzogthum 
gegenüber von dem vormaligen „Wohnsitze" (im Auslande) die Rede 
ist, denn dies erklärt sich damit, dass die Erwerbung des Staatsbürger- 
rechts durch Einzugsbrief erst mit dem „Aufschlagen der Wohnung im 
Lande" wirksam wurde. VI. C. E. §. 8 c. 

Ein Austrag der Frage, ob schon die Verlegung des Wohnsitzes 
in das Inland mit Beibehaltung des ausländischen Staatsbürgerrechts 
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Die L. V. V. IG. Dezemb. 1803 (Rbl. 1804 II. 11 u. III. 13) besagt: 
,,§. 1. Unter Wegzug wird diejenige Artder Ablegung des dies- 
^^seitis^en Unter! hanenrecbts verstanden, wobei Jemand schon 
„vorhin eine erlangte andersartige sichere Niederlassung darlegt, 
„ und wozu er die Erlaubniss in der jeden Orts herkömmlichen 
^, Maasse enthält.^' 

^,§. 8. Auswanderungen sind, wenn Jemandzur Ablegung eines 
„diesseitigen Unterthanenrechts zwar die Erlaubniss sucht, 
„aber noch keine sichere und bestimmte Niederlassung hat, sondern 
„auf die allgemeine Aussicht hin, dass in einer bestimmten Gegend 
,^den fremden Ankömmlingen Mittel und Wage zu Niederlassungen 
„geöffnet werden, abziehen will.^' 
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einen Einfluss auf die ehelichen Güterverhältnisse der Ehegatten übe, 
bleibt von der Erörterung ausgeschlossen; diese Frage wird nur gelegent- 
lich (§. 2.) kurz berührt werden. 

Bei Beurtheilung der Grüterverhältnisse eingezogener Ehegatten 
haben die inländischen Gerichte eine doppelte Frage zu lösen: 

1. nach welchem Rechte sind diese Güterverhältnisse für die Zeit 
vor dem Einzug der Ehegatten in das Inland zu beurtheilen? 

2. welche Aenderungen erleidet diese Beurtheilung in Folge des 
Einzugs des Ehegatten in das Inland? 

Beide Fragen gehören der Lehre von der Gesetzeskollission an; 
allein nur die erste fällt unter das internationale Privatrecht, wogegen die 
zweite wie in §. 3 näher nachgewiesen werden wird, auf das Gebiet 
der Lehre von den zeitlichen Grenzen der Rechte fiihrt. Während 
bezüglich der ersten Frage hier nur die Resultate der dessfallsigen 
Untersuchungen kurz zur Darstellung kommen sollen, wird die Erörterung 
der zweiten Frage den bis ins Einzelne zu verfolgenden Gegenstand 
dieser Untersuchung bilden. 

Es ist dieses eine Frage des badischen Landesrechts, welche bisher 
noch nirgends eine ihrer Wichtigkeit entsprechende Behandlung gefunden 
hat. Der Grund davon ist vorzugsweise darin zu suchen, dass die 
Anwendungsrälle bis in die neuere Zeit nicht häufig vorkamen; doch 
hat sicherlich auch der Umstand mitgewirkt , dass man gerne den hierbei 
zu bewältigenden Schwierigkeiten auszuweichen suchte und das Landes- 
recht selbst durch einzelne seiner Bestimmungen dazu verleiten konnte, 
alle Schwierigkeiten dadurch zu umgehen, dass man, ohne nach Zeit 
und Ort der Eheschliessung zu fragen, lediglich das zur Zeit der 
geforderten rechtlichen Beurtheilung geltende dermalige inländische Recht 



80 in Anwendung brachte, als ob die Ehe unter dessen Herrschaft 
geschlossen worden sei. *) Allein die Entwckelung der Verhältnisse drängt 
immer mehr, diesen verwerflichen, die wohlervvorbenen Rechte der Ehe- 
gatten wie Dritter vielfach verletzenden Weg zu verlassen. Die Neu- 
b^;ründimg des deutschen Reiches greift auch hier bewegend ein. Die 
Gesetzgebimg des Reichs erleichtert den Uebertritt aus der Angehörigkeit 
des einen deutschen Staates in die eines anderen, der engere Zusammen- 
schluss der Deutschen in ihren sämmtlichen Interessen und die freiere 
Bewegung des Verkehrs mehren zusehends den Anlass zu solchem 
Uebertritt. Damit vervielfältigen sich in grossem Maasstabe die 
Anwendungsfalle für unsere Frage und tritt in erhöhtem Maasse die Auf- 
gabe hervor dieselbe einer richtigen Lösung zuzuführen. Die lieber zeug ung 
hiervon hat auch schon allseitig Boden gewonnen und ist bereits in dem 
badischen Notariatsblatt von 1870 S. 87 ff. zum öffentlichen Ausdruck 
gekommen; allein der gleichzeitig imtemommene Versuch den richtigen 
Fingerzeig für die Lösung der Frage zu geben ist vollständig misslungen. 
Wenn nänüich in der gedachten Mittheilung der bisherigen Behandlungs- 
weise des Gegenstandes die Anschauimg entgegengesetzt wird, dass die 
Aenderung der Staatsangehörigkeit keinerlei Einfluss auf die rechtliche 
Beurtheilung der ehelichen Güterverhältnisse übe, *) so wird nur das eine 



*) M. vgl. Brauer, Erläuterungen VI. Nr. 165. 

*) Dieser Meinung ist auch Mayer in seinen Vorträgen über d. allg. 
Lehren des franz. Civil- und bad. Landrechts, S. 53; derselbe wirft 
dabei übrigens die zwei zu unterscheidenden Fälle, den der blossen 
Wohnsitznahme im Inland und den des Einzugs in dasselbe (mit 
Erwerbung der inländischen Staatsangehörigkeit) zusammen. 
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Extrem mit einem anderen vertauscht, welches so wenig haltbar ist 
wie jenes. 

Es mag befremden, wenn gerade jetzt, wo doch das allgemeine 
Bestreben darauf gerichtet sein rauss, die Ent Wickelung eines gemein- 
samen deutschen Rechtes in immer grösserem Umfange anzubahnen, jetzt, 
Wo es eine der Hauptaufgaben eines jeden Deutschen sein sollte, das 
seinige dazu beizutragen, dass dem unvermeidlichen Bedürfniss, die Com- 
petenz der deutschen Reichsgesetzgebung auf das gesammte Civihrecht 
auszudehnen, immer mehr in allen Kreisen Anerkennung verschafft 
werde, die wissenschaftliche Arbeit sich in Detail-Fragen des bürgerlichen 
Rechtes eines der kleineren Staaten vertieft. Es mag sich daran leicht 
der Vorwurf partikularistiscber Bestrebungen knüpfen. Einem solchen 
Vorwurf möchte ich noch it»it „einigen Bemerkungen begegnen. 

Unter den Mitteln, welche geeignet erscheinen, das Bewusstsein zu 
begründen, dass ein gemeinsames Recht nicht etwa nur eine Zierde, 
sondern ein wahres Bedürfniss für ein politisch geeinigtes Gebiet sei, 
nimmt nicht die letzte Stelle ein der Hinweis auf die vielfältigen Schwierig- 
keiten, welche sich aus der Verschiedenheit des Rechts ergeben. Wer 
immer es unternimmt, eine dessfallsige Frage eingehender Prüfung zu 
unterziehen, wird nicht allein dieses Bewusstsein in sich fester begründen, 
sondern auch in Anderen erwecken und stärken *'). 



*) Der beklagenswertbe Zustand des Civilrechts im Königreich Bayern 
wird unfehlbar noch eine hervorragende Rolle in Be kämpf un<; des, 
engherzigem politischem Partikularismus entsprungenen^ Widerstands 
gegen Ausdehnung der Reichsgesetzgebung auf das ganze Civilrecht 
spielen. Es giebt freilich auch keinen deutschen Staat, in welchem 
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Wenn aber auch schon die nächste Zeit die ersehnte gemeinsame 
deutsche Gesetzgebung für das gesammte Gebiet des bürgerlichen Rechtes 
bringt, so werden doch noch immer Reihen von Jahren verfliessen, bis 
auch durch sie das gemeinsame Recht geschaffen sein wird. Bis dahin 
bleibt für die einzelnen deutschen Staaten das Bedürfniss einer Bear- 
beitung ihres Landesrechts, namentlich in Bezug auf Fragen, welche so 
tief wie die vorhegende in die wichtigsten Lebensverhältnisse eingreifen, 
in voller Stärke bestehen. 

Auch darf noch darauf hingewiesen werden, dass das badische 
Recht in den für Lösung imserer Frage zu verwendenden Rechtssätzen 
Eigenthümlichkeiten bietet, wodurch dasselbe für vergleichende Rechts- 
behandlung ein allgemeineres Interesse gewinnt. Ich habe dabei vor- 
zugsweise im Auge, dass das badische Recht den sonst in vollem Maasse 
zur Geltung gebrachten Grundsatz, dass neuere Gesetze nicht zurück- 
wirken (L.R.S. 2 — 2b.), bezüglich der ehehchen Güterrechte bis zu einem 



die Verworrenheit des Recbtszustandes einen solchen Grad erreicht 
hätte, wie in Bayern. Wir brauchen uns, abgesehen davon, dass 
das Königreich in drei umfassendere Bechtsgebiete (des Code Na- 
poleon, des Preussischen Allgemeinen Landrechts und des gemeinen 
Rechts) zerfällt, nur zu vergegenwärtigen, dass in keinem anderen 
Staate eine so grosse Zahl von Partikularrechten für kleinere Gebiete 
besteht, wie in Bayern, dass bezüglich einer beträchtlichen Zahl der- 
selben die Frage, ob sie überhaupt noch auf Geltung Anspruch machen 
können, streitig ist und dass das Geltungsgebiet einzelner Partikular- 
rechte zum Theil nach „Häusern^ bestimmt werden muss. S. Roth, 

Bayrisches Civilrecht, §. 1, insbesond. Note 3 und Seite 4 ff. 

2 
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gewissen Grade verläugnet^ und dass der Grundsatz des französischen 
Rechts von der Unabänderlichkeit dieser Güterverhältnisse während des 
Bestehens der Ehe durchaus beibehalten ist (L.R.S. 1295), ein Grundsatz, 
welcher von anderen Rechten theils gänzlich verlassen ist, theils nur in 
sehr beschränktem Umfang beachtet vdvd. 

§ 2. 

n. Feststellung der Güterverhältnlsse fbr die Zeit vor dem 

Einzug der Ehegatten in das Inland. 

Die badische Doktrin und Praxis haben, bisher an der Ansicht 
festgehalten, dass die ehelichen Güterverhältnisse der Ausländer nach 
dem Rechte desjenigen Staates zu beurtheilen sind, welchem die 

r 

Ehegatten als Unterthanen angehören. (Recht der Heimath — Grund- 
satz der Nationalität). ^) Diese Ansicht gründet sich auf den mit dem 
Texte des Code Napoleon durchaus übereinstimmenden Abs. 3 des 



^) Ueber ein ähnliches Eingreifen durch neueres Gesetz in früher be- 
gründete Rechte s. d. sächs. Verordnung vom 2 Januar 1863, die 
Publication des bürg. Gesetzbuchs betr., § 25 vgl, mit § 2 und 14 de» 
bürg. Gesetzbuchs für ISachsen. 

') Munke, Vorträge. S. 27. 72. — Bchaghel, das badischc bürgerl. 
Recht. S. 57. Annal en der bad, Gerichte XXXII. 166. XXXVII. 8. 
Mayer, Vorträge S. 53. spricht zwar vom Wohnsitze des Ehemannes, 
denkt aber dabei offenbar nur an einen mit der Nationalität zusammen- 
fallenden Wohnsitz. Vergl. auch Note 5. 

Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, dass die beiden Ehegatten 
nur ein und dasselbe Unterthanenrecht besitzen können, weil es kein 
Gesetz gibt, welches die Ehefrau in dieser Beziehung nicht dem 
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L.R.S. und steht darum auch im Einklang mit der dessfallsigen französi- 
schen Rechtslehre.®) Die gedachte Gesetzesstelle bezieht zwar die An- 
erkennung des Nationalitätenprincips nur auf die Gesetze über Zustand 
(6tat) und Rechts&higkeit (capacit6); allein was von diesen gilt muBS 
imzweifelhaft auch von denjenigen Vorschriften gelten, welche die dae 
Standesverhältniss , hier den ehelichen Stand, charakterisirenden und 
desshalb imtrennbar mit demselben verbundenen Güterverhältnisse (das 
Famihengüterrecht) betreffen. Eine gesetzliche Anwendung dieses Gnmd- 
satzes gibt A. 16. d. E. - G. z. D. H.-G.-B. 

Dieses heimathliche Recht hat der Richter zu Grunde zu legen, 
wenn er die früheren eheUchen Güterverhältnisse der eingewanderten 
Ehegatten beurtheilen will. Dieses Recht entscheidet: 

1. ob und inwieweit die Normen, welche sich die Ehegatten durch 
Vertrag gesetzt haben, auf Geltung Anspruch machen können 
(s. auch §. 5.) 

2. soweit die gesetzlichen Güterverhältnisse eintreten. 



Ehemanne folgen liesse. M. vgl. namentl. Reichsges. v. 1. Juni 1870, 
d. Erwerbung u. den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
betr. § 5. 12 5., Code Napol. A. 12. 19. u. allg. bürgerL Gesetzbuch 
für Oesterreich § 32 in Verbindung mit § 19 des kais. Patents vom 
24. März 1832 (Just. G. ö. Nr. 2557) u. mit dem Hofkanzleidekret 
V. 23. Februar 1833 (J. G. S. Nr. 2595). 

•) Foelix, trait6 du dr. prive Internat. 3me edit. I. Nr. 27. 33. 90. — ^ 
Zacbariä, 5te. Aufl. I. § 31. Note 3. — Stabel, Institutionen des 
französ. Rechts § 9 IL 1.- Laurent, principes de droit civ. I. Nr.87- 
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a. ob dieselben dem Rechte des ersten ehelichen Wohnsitzes 
oder welchem anderweiten Rechte unterworfen sind. '^) 

b. ob da, wo der Wohnsitz entscheidet, eine Verlegung desselben 
in ein anderes Rechtsgebiet desselben Staates einen Wechsel der Güter- 
verhältnisse zur Folge habe oder nicht. * ') 



^°) Das Recht des (ersten) ehelichen Wohnsitzes ist für das entscheidende 
erklärt: imPreuss.A. L. R. s. II. 1. § 345 ff. in8be8ond.§ 354. 365- 
369; Förster, I. § ll.S.58.Heydemann, I. 101 und bürg. Gesetz- 
buch für Sachsen § 14 — Dieser Grundsatz hat auch für das 
Gebiet des Oesterreichischen allg. bürg. Gesetzbuchs Anerkennung 
gefunden, s. Unger, System 1. 189. 194; Eirch8tetter,Commentar, 
S. 43. V. A., und darf zugleich für das gemeine Recht als der 
überwiegend anerkannte angesehen werden. Vgl. Bar, das intemat. 
Priv.- und Strafrecht, § 94. Schmid, die Herrschaft der Gesetze. 
§ 7.S.80. s. auch Roth, bayr. Civilrecht, I. § 16. S. 138. — Dagegen 
unterliegen die Angehörigen von Ländern, in welchen der Code 
Nap. Geltung hat dem Grundsatz, dass ihr Heimathsrecht entscheide, 
wenn sie auch ihren, ersten ehelichen Wohnsitz ausserhalb des 
Heimathlandes nehmen. S. d. Citate v. Note 9. 

^^) Dass die Verlegung des Wohnsitzes keinen Einfluss übe ist aus- 
drücklichanerkannt im: Sachs, bürg. Gesetzbuch § 14 undimPreuss. 
A. L. R. U. 1. §. 350^352, in diesem jedoch mitModificationen zu 
Gunsten Dritter. Dieser Grundsatz ist auch für das Gebiet des 
Oesterr. allg. bürg. Gesetzbuchs anerkannt V. Unger, I. 194, Kirch- 
stetter,S. 43. V. A. und überwiegt entschieden in Lehre und Praxis 
des gemeinen Rechts, s. Bar, § 96. vgl. Roth I. S. 138 imd 
Note 36. 
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Fraglich wird es , ob das Heimathsrecht die letzterwähnte Frage 
auch dann entscheide, wenn der "Wohnsitz in ein anderes Staatsgebiet 
verlegt wird, oder ob für diesen Fall nicht vielmehr auf das Gesetz 
desjenigen Staates zu sehen sei, in welchen die Ehegatten ihren Wohn- 
sitz verlegen, weil dabei wenigstens eine theil weise Unterwerfung der 
Ehegatten unter das Gesetz des neuen Wohnsitzes eintritt. Gleichwohl 
ist daran festzuhalten, dass auch in diesem Falle das Heimathsrecht die 
Frage entscheide und nur die Modification ist beizufügen, dass dem 
Gesetze des neuen Wohnsitzes von den Gerichten desselben dann Rech- 
nung getragen werden muss, wenn dieses Gesetz in unzweideutiger Weise 
die Berücksichtigung des fremden Heimathsgesetzes ausschUesst, weil bei 
allen Fragen des internationalen Privatrechts auf den obersten Grundsatz 
zurückzugehen ist, dass fremdes Recht nur nach Maassgabe der Zulassung 

V 

durch das Recht des Staates, in welchem die Anwendung stattfinden 
soll, zur Anwendung kommen kann. '^; Nach diesem Princip ist namentUch 
auch dann zu entscheiden, wenn ausländische Ehegatten ihren Wohnsitz 
in das Grossherzogthum Baden verlegen (ohne Badener zu werden). Die 
Entscheidung ist aber dahin zu geben, dass diese Wohnsitzverlegung 
keinen Grund giebt die im übrigen anerkannte Beurtheilung der eheUchen 
Güterverhältnisse nach ihrem Heimathsrechte auszuschliessen , weil es an 
einer Vorschrift fehlt, welche für diesen Fall die Regel des L.R.S. 3 
Abs. 3 ausser Kraft setzt. Insbesondere kann das Gesetz vom 16. Jimi 
1818 in diesem Falle nicht herangezogen werden, weil es, wie obei^ 



»*) Vgl. Bar, a. a. O. S. 56. 70, 72. 
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(§ 1) gezeigt wurde , den Einzug in das Grossherzogthum d. h. die Erwerbung 
der badischen Staatsangehörigkeit voraussetzt. So hat auch unterm 12- 
Oktober 1868 das Oberhofgericht J. S, Wagner gegen Wagner mit ein- 
gehender Begründung entschieden. '*) S. noch Munke, Vorträge S. 72. 

Ganz anders steht es freilich, wenn die ausländischen Ehegatten 
vor ihrem Einzug in das Land schon einmal die ursprüngliche Staats- 
angehörigkeit mit einer anderen (ausländischen) vertauscht hatten. Diese 
Aenderung ihres persönlichen Zustandes hatte si? im allgemeinen dem 
Gesetz des neuen Heimathstaates unterworfen, welches desshalb, in 
gleicher Weise wie auch jetzt beim Einzug in das Inland das inländische 
Gesetz, über die Frage zu entscheiden hat ob und in wie weit die 
Grüterrechte nach dem früher dieselben beherrschenden anderweiten Rechte 
anerkannt bleiben. 

Gegen die Anwendbarkeit der hier in Kürze zusammengestellten 
Grundsätze könnte eingewendet werden, dass das Gesetz v. 16. Juni 
1818 die ehelichen Verhältnisse der einwandernden Ehegatten als „auf 
Gesetze und Gewohnheiten ihres vormaligen Wohnsitzes gegründete" 
bezeichnet. Es könnte daraus abgeleitet werden wollen, dass dieses 
Gesetz die früheren Güterverhältnisse in allen Fällen nach dem Rechte 
des vormaligen Wohnsitzes der Ehegatten beurtheilt wissen will. Allein 
hiergegen ist zu erinnern, dass, wie aus einer früheren Bemerkung 
hervorgeht (S. 5) das Gesetz hierbei offenbar an ein Zusammenfallen des 
Wohnsitzes mit der Staatsangehörigkeit denkt. Hätte das Gesetz an den 
Wohnsitz (unabhängig von der Staatsangehörigkeit) gedacht, so würde 



") Annalen der bad. Gerichte XXXVIl. 8. 
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es doch wohl auch die ftir den Fall eines früheren Wechsels desselben 
offene Frage, ob es dann auf den ersten oder den später gewählten 
ehelichen Wohnsitz ankomme entscheiden müssen. 

§. 3. 

DI. Einfluss des Einzugs der Ehegatten in das Inland aof ihre 

Gttterverhftltnisse. 

L Grundlagen ftir die Beurtheilung. 

Die Rechtfertigung des in § 1 ausgesprochenen Satzes, dass es 
sich hierbei um die Frage der Kollission zwischen früheren und späteren 
Rechten und nicht um eine Frage des internationalen Privatrechts handelt, 
ergibt sich aus Folgendem: 

Durch die Erwerbung der inländischen Staatsangehörigkeit sind 
die Ehegatten der absoluten Unterwerfung unter das inländische Recht 
verfallen; es können ihre ehehchen Güterverhältnisse hinfort an sich nur 
nach dem inländischen Gesetz beurtheilt werden. Vgl. VI. C. E. § 13 b. 
Vgl. auch § 23 d. Ehe-Ordnung vom 15. Juli 1807. Wenn gleichwohl 
ausnahmsweise nach ausländischem Rechte ein Einfluss auf die Beur- 
theilung eingeräumt werden soll und auch muss, so liegt der Gnmd 
hiervon lediglich darin, dass die Güterverhältnisse, welche für die Ehe- 
gatten vor ihrem Einzug wegen ihrer Ausländereigenschaft nach dem 
damals sie beherrschenden Rechte ihres Heimathstaates begründet worden 
waren, mit ihren Folgen in die Zeit nach dem Einzug in das Inland 
herübergreifen. Es handelt sich hierbei nicht um die Frage: wird die 
Regel, dass nur inländisches Recht zur Anwendung zu kommen hat 
durchbrochen, weil die Personen, welche bei dem zu beurtheilenden 
Verhältniss betheiUgt erscheinen gegenwärtig Ausländer sind, oder weil 



i 
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das Verhältniss, obgleich die dabei betheiligten Inländer sind, an sich 
dem Auslande angehört? Wir stehen vielmehr vor der Frage: bleibt 
das zu beurtheilende Verhältniss dem Rechte unterworfen, imter welchem 
dasselbe seiner Zeit begründet wurde, obgleich die Betheiligten seither 
unter die Herrschaft eines anderen Rechtes gekommen sind? Es handelt 
sich m. a. A. um die Nachwirkungen eines früheren Rechts- 
zustandes auf einen davon verschiedenen späteren, welcher 
durch Aenderung des die Betheiligten und ihr in Frage 
stehendes Verhältniss beherrschenden Rechtes herbei- 
geführt worden ist. Die Verschiedenheit zwischen der Lage, welche 
wir hier zu betrachten haben, und derjenigen, welche man bei Behand- 
lung der s. g. KoUission zwischen früheren und späteren Gesetzen regel- 
mässig im Auge hat, nämlich die Aenderung der Gesetzgebung im 
Inland, besteht wesentlich darin, dass bei dieser die Aenderung des die 
Lage behei^rschenden Rechtes auf die das Recht schafienden Faktoren 
zurückzuführen ist , während bei jener die geänderte Rechtslage dadurch 
herbeigeführt wird, dass in der Person der Betheiligten die Voraussetzung 
für ihre Unterwerfung unter ein bestimmtes Recht eine Aenderung 
erleidet. Die üebereinstimmung liegt aber darin, dass hier wie dort die 
volle Herrschaft eines Rechtes gegenübersteht der vollen aber späteren 
Herrschaft eines anderen Rechtes. 

Die berührte Verschiedenheit kann übrigens keinen Grund geben, 
für unseren Fall eine andere Beurtheilung über das Verhältniss der 
verschiedenen Rechte zu einander eintreten zu lassen, als für den regel- 
mässig ins Auge gefassten. Die zu entscheidende Frage bleibt ja stets- 
hin die: sind und in wie weit sind die unter der Herrschaft 
des für die frühere Zeit massgebenden Rechts gewordenen 
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rechtlichen Verhältnisse dem später in Kraft getretenen 
Rechte gegenüber aufrecht zu erhalten. Die Gründe fOr 
Lösung dieser Frage können aber wohl nur der Art des dem Rechte 
der früheren Zeit gemäss Gewordenen, od. m. a. W. der 
Vollendung und Stärke des danach bergündeten rechtlichen 
Verhältnisses entnommen werden. Dagegen ist nicht abzusehen, 
wie hierbei den Momienten ein Einfluss eingeräumt werden kann, welche 
nur Anlass geworden sind, dass an Stelle des früheren Rechtes ein 
anderes als das herrschende getreten ist. Es trifft zwar mit der bisher 
allein erwähnten Verschiedenheit noch eine andere zusammen, die nämlich, 
dass das frühere Recht in unserem Fall ein ausländisches, in dem anderen 
ein inländisches ist, und es liesse sich denken, dass jenem nicht die 
gleiche bindende Kraft beigelegt werden wollte, wie diesem im Falle 
einer Aenderung des inländischen Rechtes. Allein es würde dabei über- 
sehen werden, dass das inländische Recht dem fraglichen ausländischen 
Rechte für die Zeit vor dem Einzug der Ehegatten in das Inland selbst 
die Anerkennung hat zu Theil werden lassen, dass danach das in Frage 
stehende Verhältniss der Ehegatten zu beurtheilen sei. Das inländische 
Recht hat die danach begründeten Verhältnisse der Ehegatten auch als 
für das Inland wirksam anerkannt und es sind dieselben darum auch 
forthin in gleichem Maasse zu respektiren, wie die bezüglich inländischer 
Ehegatten durch ein (früheres) inländisches Recht begründeten Verhältnisse 
gleicher Art. Das in unserem Fall in Betracht kommende ausländische 
Recht tritt vollkommen an die Stelle des früheren inländischen Rechts 
bei dem gewöhnlich unterstellten KoUissionsverhältniss. 

Zur weiteren Beleuchtung dieses Ratzes möge noch der Hinweis 
auf den Fall dienen, wo Angehörige eines anderen Staates in Folge von 
Erwerbung ihres Gebietes Seitens des Inlands unter die Herrschaft der 
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inländischen Gesetze fallen, indem damit zugleich deren yerbindliche 
&aft auf das neuerworbene Gebiet ausgedehnt worden ist. Dieser Fall 
stimmt mit demjenigen, welcher den Gegenstand unserer Erörterung 
bildet, in allen wesentlichen Punkten überein. Hier wie dort treten die 
Betheiligten aus der Herrschaft; eines ausländischen Rechtes unter die 
Herrschaft des inländischen Rechts, weil sie ihre Staatsangehörig- 
keit wechseln. Für diesen Fall des Gebietserwerbs hat man aber noch 

nie daran gezweifelt, dass die Fragen darüber in wieweit die rechtlichen 
Verhältnisse der neuerworbenen ünterthancn nach dem ausländischen 
oder inländischen Rechte zu beurtheilen sind der Lehre von der KolUssion 
zwischen früheren und späteren Rechten angehören und dass dabei das 
ausländische Recht (als das frühere Recht des neuerworbenen Gebietes) 
ganz in gleiche Reihe tritt, mit den früheren Rechten des anderweiten 
Staatsgebietes. Der Grund für den Wechsel der Staatsangehörigkeit ist 
zwar in dem Falle des Gebietserwerbs ein anderer als im Falle der 
Einwanderung; dort tritt derselbe unabhängig von einer freien Willens- 
entschliessung der Betheiligten ein, hier entspringt er lediglich aus einer 
solchen. Allein diese Verschiedenheit kann keinen Einfluss auf die 
Wirkungen des Wechsels der Staatsangehörigkeit üben, weil diese 
unmittelbar und nothwendig mit der durch den Wechsel bedingten 
allgemeinen Unterwerfung der Betheiligten unter ein ihnen bis dahin 
fremdes (das inländische) Recht zusammenhängen. 

Der badische Gesetzgeber hat schon mehrmals Anlass gehabt, das 
zuletzt berührte Verhältniss zum Gegenstand gesetzgeberischer Akte zu 
machen. So bezüglich der durch Staats vertrag vom 2. Oktober 1810 
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(RbL XLYU. 339) '*) von Würtemberg an Baden abgetretenen Landes- 
dJBtrikte, für welche in der auf Befehl des Grossherzogs erlassenen 
Verordnung des lustizministeriums vom 30. März 1811 (RbL X 41) die 
Einführung der badischen Gesetzgebung näher bestimmt wurde. Sodann 
bezüglich der durch den Frankfurter Territorialrezess vom 20. Juli 1819 
von Oesterreich an Baden abgetretenen Grafschaft Geroldseck (Hohen- 
geroldseck), für welche durch die landesherrliche Verordnung vom 8. 
Juni 1820 (Rbl. X. 51) die gleichen Anordnungen getroffen wurden. 
Endlich bezüglich der durch Staatsvertragv om 28. Juni 1843 (Rbl. 1846 
XII. 60) von Würtemberg erworbenen Orte, über deren Unterwerfimg 
xmter das inländische Recht das provis. Gesetz vom 31. Dezember 1846 
(Rbl. 1847 I. 1.) Bestimmimgen enthält, wozu noch zu bemerken ist^ 
dass der A. 8 des gedachten Staatsvertrags ausspricht: „die von den 
Einwohnern der abgetretenen Orte vor deren Abtretung vorgenommenen 
Handlungen und die daraus entspringenden Rechte imd Verbindlichkeiten 
sind nach den bisher daselbst giltig gewesenen Gesetzen zu beurtheilen." 
In allen diesen gesetzgeberischen Akten ist von der oben vertretenen 
Auffassimg des Verhältnisses ausgegangen. Dies liegt in den Verord- 
nungen von 1811 und 1820 darin ausgesprochen, dass daselbst als mit 
dem Landrecht in Kraft tretend die beiden Einführungsedikte genannt 
sind und dass sich die Nennung des I. E. E. vom 3. Februar 1809 



'*) Es berührt eigenthümlicb, wenn man im Art. IL dieses Staatsver* 
trags ausgesprochen findet, dass ein Theil der Abtretungen stattfand 
,,um dem bestimmten Ansinnen Seiner Majestät des Kaisers von 
Frankreich zu entsprechen/^ 
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eben nur auf die in den Artt. 4 — 16 desselben enthaltenen, seinen Haupt- 
inhalt darstellenden Bestimmungen über die fragliche GesetzeskoUission 
beziehen konnte, indem der Inhalt der wenigen anderen Artt. des 
gedachten I. E. E. für die Einfuhrung des Landrechtes in den neu 
erworbenen Gebietstheilen theils gegenstandslos ist (A. 2. 3.) theils 
selbstverständlich erscheint (A. 1. 17. 18.); damit stimmt es auch überein, 
dass die Verfiigung wegen der neu zu errichtenden Eheverträge durch 
die sie einleitenden Worte : „Wer d a h e r u. s. w." auf das unzweideutigste 
mit den dessfallsigen Vorschriften des I. E. E. in Verbindung gebracht 
wird. In dem pro vis. Gesetz v. 1846 ist aber obige Auffassung dadurch 
kundgegeben, dass dasselbe den alleinigen Anlass fiir seine Verfügungen 
aus dem Fundamentalsatze des I. E. E. wegen Ueberleitung der ehelichen 
Güterverhältnisse aus dem alten in das neue Recht des Inlandes, nämlich 
aus der in A. XII. Ziff. 3 dess. ausgesprochenen Unterwerfung aller, 
auch der früher geschlossenen Ehen unter das neue Recht, herleitet. 

Was hier von den Bestimmungen über die Verhältnisse der 
Angehörigen von neuerworbenen Landesgebieten gesagt ist, gilt in vollem 
Maasse ebenso von der gesetzlichen Regelung der güterrechtlichen 
Verhältnisse der aus dem Ausland in das Inland eingewanderten Eheleute. 
Auch das Gesetz vom 16. Juni 1818 lässt keinen Zweifel darüber, dass 
es die rechtliche Lage in welcher sich die Ehegatten vor ihrer Einwanderung 
befanden, der neuen, welche durch ihre mit der Einwanderung gegebene 
vollständige Unterwerfung unter das inländische Gesetz begründet worden 
ist, ganz ebenso gegenüberstellt, wie s. Z. die frühere rechtliche Lage 
inländischer Ehegatten zu der durch Einführung des Landrechts geschaffenen. 
Das gedachte Gesetz verfügt zw^ar unmittelbar nur , dass den eingewanderten 
Ehegatten (gegen die Vorschrift des sie von nun an beherrschenden 
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L.R.S. 1395) gestattet sein soll in einem Zeitraum von zwei Jahren noch 
nachträgUche Eheverträge zu errichten. Allein das Gesetz bezeichnet 
diese Begünstigung ausdrucklich als „die nämliche Begünstigung, 
wie solche den Grossh. Unterthanen durch das I. Einf.-Ed. 
des neuen Landrechts (s. dass. A. XII. Ziff. 4. — also für den 
üebertritt aus der Herrschaft früheren inländischen Rechts in die des 
neuen Landesrechts — ) bewilUgt worden ist." Daraus geht nun 
unzweifelhaft hervor, dass die den eingewanderten Ehegatten gewährte 
Begünstigung nicht allein gleichen Umfang, sondern auch gleichen Grund 
mit derjenigen haben soll, welche den inländischen Ehegatten bei 
Aenderung der inländischen Gesetzgebung gewährt >\Tirde, denn die 
volle üebereinstimmung besteht nur, wenn auf die Begünstigung der 
eingewanderten Ehegatten auch der Ausspruch des I. E. E. A. XEL, 
angewendet wird, dass sie„zumBehufe dieser, d. h. der in Ziff. 2 u. 3 
getroffenen, Anordnung" gewährt werde; mit dieser Anwendung ist 
aber der gesammte für unsere Frage überhaupt verwendbare Inhalt des 
A. Xn. des I. E. E. zur maassgebenden Norm erhoben und damit ist die 
Berücksichtigung aller anderen damit in Verbindung stehenden Gesetzes- 
bestimmungen sowie des gesammten Beurtheilungsmaterials , welches die 
zahlreichen sich anschliessenden Rechtsbelehrungen an die Hand geben 
untrennbar verbunden. Es ist m. a. W. die rechtliche Beurthei- 
lung des Uebertretens einwandernder Ehegatten aus der 
Herrschaft eines ausländischen Rechtes unter die Herr- 
schaft des inländischen Rechtes in gesetzlich anerkannter 
Weise (abgesehen von der selbstständigen Bestimmung 
der Frist innerhalb welcher neue Eheverträge statthaft sein 

sollen) durchaus gleichgestellt der Beurtheilung des 
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i^^.h^.ftfH^.n^ iniäAdiü^^.h^r Ehegatten aas der Herfsciiaft 
4a » klHn nhi^f 4ie lierr?^r:haft de« neBen iBländiiekea 

tirnn^r bat ^li^#tii laiH^e tot £rla<MiiDg dei^(it$. r, 16. Jioii l&lb 
m ^ir^^ tWÜntenmufm ^ H. VL Nr. 105 daa mMerer XJnUTmdnatf^ 
mtAtiff^^HHfi \f^iAHnm naeh HechUAhnhehkeit de« L £. £. A. XIL 
/rim f/amir^/>bt b^baml^^H oikI aorJi rUejenigen hadiiicbeD SdinfteteQery 
w^lch^ N;it KrlMfnmg iUsn gedachten GfmeizeB umeren Gegenstand berohrt 
haM^i, Treffirt^ Kjr^teni a 374 imd Mnnke, Vorige, & 72, behandeln 
thtini'ih^'U nw'h den (tnimltöt/xii Afm L H H Diese beiden letzteren 
hntf^u $%imr d/irin (/nrecht, daiis auch sie mx^h das L E. E. lediglich 
um kraft dirr Ke<'.hts}lbnlichkeit h^eran/Jehen, während doch dessen Yor- 
nv.hfitUi^ iUtrvh ilnn ihn, v« Hi. Juni 1818 unmittelbar maassgebende 
HiH'hinyornvhriticn ((^'wonlf'n sind. 

8 4. 

2. llfMirthiMlufiK <1^'^ vf^fHchicdonen in Betracht kommenden 

VnrhHltniHMo im Allgemeinen. 



Urlmn wir von «h^m in i\vn\ vorigen § gewonnenen Resultate 
MHf«, M) );i«lnnK<*n wir rji folgenden Siltzen. 

t. V,H hleiht. r.wur im Allgemeinen anerkannt, dasH nach dem 
(Irundunlf.e der Niehtrilekwirkung der (Jesetzc (L.R.S. 2. 2 a.b.) die 
Undreehtllelien Vornehriften über die ehelichen Güterverhältrtisse nur 
hei detyenJKen Klien Anwendung zu linden haben, welche unter seiner 
llerriiebiirt ernl ^fenebloHMen werd<»n, nicht aber auch bei denjenigen Ehen, 
wnlehe nohon vor Tuterwerfung der Khegattcn unter das Landrecht 




23 



'■\^\ ^•\y%*%. » r> ft 



geschlossen waren. ") Allein es wird dieser Grundsatz aus Rücksichten 
der Zweckmässigkeit verlassen ; um nicht durch die sonst unvermeidliche 
Beurtheilung der öüterverhältnisse nach Rechten deren vollkommene 
Kenntniss den Richtern abgeht, Verwirrungen herbeizuführen, wird dem 
neuen Gesetz rückwirkende Kraft beigelegt durch die Vorschrift, dass 
auch vor Eintritt der Herrschaft des Landrechts geschlossene 
Ehen lediglich nach diesem beurtheilt werden sollen. '•) 

Damit jedoch dieser Eingriff in eines der bedeutsamsten ciM'hecht- 
lichen Principe nicht mehr als nach seinem Grunde nöthig in wohlerworbene 
Rechte eingreife hat derselbe Einschränkungen und beziehungsweise 
Modifikationen erfahren, welche sich auf folgende Sätze zurückführen 
lassen : 

1. Die gedachte Vorschrift findet nur Anwendung, soweit die 
Güterverhältnisse lediglich durch das Gesetz begründet worden sind ; sie 
tritt ausser Kraft, wenn und soweit die Ehegatten ihre Güterverhältnisse 
durch Ehevertrag in zulässiger Weise festgestellt haben. Auch ist die 
Möglichkeit einer Ausschliessung der Vorschrift durch die Erklärung nur 
eines der Ehegatten vorgesehen (§ 5). 

2. Soweit danach die gedachte Vorschrift in Kraft tritt wird dieselbe 
jedoch erst nach Umlauf einer Uebergangsfrist und nur in dem Sinne 
wirksam, dass die Beurtheilung nach dem Landrecht das Güterverhältniss 
erst von dem Ablaufe dieser Frist an erfasst, od. m. a. W., dass das 



») L E. E. A. XII. 1. 

") I. E. E. A. XII. 2. 3. — Rechtsbelehrungen v. 2. Juni 1810. IV 
(Rbl. XXVI. 205) und v. 20. Novemb. 1811. (Rbl. XXXIII. 153.) 
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für nach den landrechtbchen Bestimmungen geändert zu erachtende 
Güterverhältniss erst als mit Ablauf der Frist und nicht schon mit der 
früheren Eheschliessung eingetreten anzusehen ist (§ 6 ). 

n. Die fraghche Vorschrift ist streng auf diejenigen gesetzlichen 
Bestimmungen zu beschränken^ welche unmittelbar die Gestaltung 
der ehelichen Güterverhältnisse zum Gegenstande haben, dag^en 
findet dieselbe keine Anwendung auf diejenigen Bestimmungen des 

Gesetzes, wodurch Verhältnisse geordnet werden, welche zwar die 

vermögensrechtliche Lage der Ehegatten beeinflussen, aber doch von der 

Art des begründeten Güterverhältnisses unabhängig sind. 

Während die Ausführung zu I den §§ 5 und 6 vorbehalten wird, 
sei zu II noch bemerkt: 

Die Richtigkeit des unter 11 Ausgesprochenen ergibt sich zur 
Genüge aus dem Wortlaut des Gesetzes, indem nach der Einleitung des 
A. Xn. des I. E. E. dessen Inhalt nur auf Titel V des III. Buches 
von den Heirathsverträgen bezogen werden kann, weil Ausnahmsvor- 
schriften niemals über den unzweideutig erklärten Willen des Gesetzes 
ausgedehnt werden dürfen. 

Die Gesetzesbestimmungen für welche dieser Ausspruch erheblich 
wird betreffen theils 

a. die Rechtshandlungsfähigkeit der Ehegatten , wie namentlich die 
L.R.S.S. 215—226. 903—905. 1095. 1309. 2140; theils 

b. die Form von durch die Ehegatten getroffenen Vermögens- 
dispositionen , wie namentlich L.R.S. 1097 in Verbindung mit L.R.S. 968; 
theils endlich 
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c. den Inhalt und die danach zu beurtheilende rechtsverbindliche 
Kraft der Vennögensdispositionen, wie namentlich dieL.R.SS. 1081 — 1090. 
1091—1094. 1096. 1098— 1100 a. 

Alle diese Bestimmungen werden zwar auch fiir die eingewanderten 
Ehegatten verpflichtend, aber nicht nach Maassgabe der Sonderbestimmung 
in A. Xn. des I. E. E. sondern nach den allgemeinen Grundsätzen, 
mithin einerseits nicht erst nach Ablauf einer Uebergangsfrist , sondern 
sofort mit dem Eintreten der Ehegatten in die inländische Staatsan- 
gehörigkeit (über die Bestinmiung des hierfür maassgebenden Zeitpunktes 
s. § 5) , anderseits aber ohne jede rückwirkende Kraft. ' *) Daraus 
ergibt sich: 

cL. die unter a u. b erwähnten Bestimmungen sind auf alle von den 
Ehegatten seit ihrem Einzug in das Land vorgenommenen Rechtshandlimgen 
aber auch- nur auf solche , niemals auf frühere anzuwenden ; 

ß. die unter c fallenden Bestimmxmgen dagegen finden Anwendung, 
€ut) bezüglich der Folgen von seit dem Einzug der Ehegatten durch 
diese vorgenommenen Rechtshandlungen stetshin, ßß) bezüglich der 
Folgen früherer Rechtshandlungen aber nur soweit diese sich nicht als 
\mmittelbare Folgen schon vor dem Einzüge wohlerworbener (unwiderruflich 
begründeter) Rechte darstellen und immer dann WTnn und soweit aus 
den fraglichen Bestimmungen absolute Ge- und Verbote zu entnehmen 
sind. '*) 



") L.R.S. 2. 2 a. b. 

*•) Vgl. Stabel, Vorträge über das franz. uud bad. Civihr. (titre 
pr^liminaire) S. 55 f. — Behaghel, d. bad. bürg. R. § IC. 
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Ueber einige Eiazelfragen, welche sich hierbei ergeben können sei 
noch bemerkt: 

1. Es mag auffallend erscheinen, dass oben unter lit. a. auch die 
L.R.SS. 1095 und 1309 unter denen genannt werden, welche der 
Anwendung des A. Xu. d. I. E. E. entzogen sind, obgleich ihr Inhalt 
in dem Tit. V. des HL Buches (nämlich in L.R.S. 1398) wiederholt ist 
Allein hiergegen ist zu bemerken, dass diese Wiederholung als etwas 
zufälliges und durchaus überflüssiges erscheint; denn die der Sache 
entsprechende Stelle der fraglichen Bestimmung wäre jedenfalls ausserhalb 
dieses Titels und zwar im^Anschluss an L.R.S. 903 zu finden, welcher 
desshalb auch auf den L.R.S. 1095 verweist. 

2. Die Erbverträge, mit welchen Ehegatten in das Inland 
einziehen,'^ behalten ihre verbindliche Kraft, denn das allgemeine 
absolute Verbot des L.R.S. 1130 Abs. 2 erleidet durch L.R.S* 1091 eine 
Ausnahme zu Gunsten der Erbeinsetzungsverträge untpr Ehegatten. Das 
in diesem S. festgehaltene Erfordemiss, dass der Erb vertrag in dem 
Heirathsvertrage geschlossen sei, kann als eine Form Vorschrift auf die 
vor dem Einzüge in das Land abgeschlossenen Verträge nicht zurück- 
bezogen werden. Die an sich anzuerkennende verbindliche Kraft solcher 



^') Solche Erbverträge werden keineswegs zu den Seltenheiten gehören, 
da dieselben nicht allein dem gem. deutschen Rechte bekannt sind, 
— vgl. Gerber, § 256 ff. Hillebrand, § 210 ff. — sondern auch 
in deutschen Gesetzgebungen Anerkennung gefunden haben. Vgl. 
namentlich: Preuss. A. L. R. I. 12 § 617 ff. IL 1 § 456 ff. ; bürg. 
Gesetzbuch für Sachsen, § 2542 ff. Oesterr. allg. bürg. Gesetzbuch. 
§ 1249 ff. 



^ß 
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Erbverträge kann aber nicht hindern, dass demjenigen Inhalte derselben 
die Anerkennung zu versagen ist, welcher, gegen absolut verbietende 
Bestimmungen des Landrechts verstösst, was namentlich mit darin 
enthaltenen Aftererbsetzungen, welche sich nicht innerhalb der durch 
die L.R.S. 1048 ff. gegebenen Schranken halten, im Hinbhck auf L.R.S. 
896 der Fall sein würde. 2«) 

Der Freitheil, bis zu welchem der im Inland verstorbene Ehegatte 
dem überlebenden Freigebigkeiten zuwenden konnte, ist stetshin nach 
den L.R.S.S. 1094 und 1098 zu bemessen, ohne dass zwischen letztwilligen 
Zuwendungen und Schenkungen unter Lebenden und bezüglich dieser 
letzteren wieder zwischen den seit dem Einzug der Ehegatten in das 
Inland und den vorher verfügten Schenkungen zu unterscheiden wäre. 
In der französischen Rechtslehre wird zwar, für den Fall einer Aenderung 
der Gesetzgebung, von fast sämmtlichen Schriftstellern daran festgehalten, 
dass bezüglich der unter der Herrschaft des früheren Gesetzes verfügten 
Schenkungen (und der ihnen in Bezug auf die ünwiderruflichkeit gleich- 
stehenden Vertragserbsetzungen) die Bemessung des Freitheils nach dem 
zur Zeit der Schenkung geltenden Rechte stattzufinden habe ^ ') und nur 



^^) Vgl. d. Rechtsbelehrmigen v. 2. Juni 1810 III. 4 ß. (Rbl. XXVI. 
205) u. 2. Decemb. 1812 (Rbl. XXXVIT. 229). — S. auch Brauers 
Jahrbücher der Gesetzgebung etc. S. 188; Annalen der bad. 
Gerichte, XXXVII. 263 u. B 1 ä 1 1 e r für Justiz und Verwaltung II. 486. 

^') Auch die französische Gerichtspraxis hält sich an diesen Grundsatz. 
Vgl. Table g^n^rale, v. quotitö disponible Nr. 5 ff. u. Sirey, 
rec. g6n. 1862, I. 970. 
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insofern besteht unter ihnen Meinungsverschiedenheit, als die einen diesen 
Grundsatz nicht nur für den Fall einer Beschränkung, sondern auch für 
den der Erweiterung des Freitheils festhalten, *^ während die anderen 
für den letzterwähnten Fall eine Ausnahme von dem gedachten Gnmd- 
satze eintreten und das Gesetz zur Zeit des Todes des Schenkgebers 
entscheiden lassen. ^^) Allein dieser Grundsatz ist weder für den einen 
noch für den anderen Fall haltbar, weil die ünwiderruflichkeit der 
Schenkung (bzw. des Erbvertrags), worauf derselbe gestützt wird, nur 
für das Verhältniss des Schenknehmers zum Schenkgeber, keineswegs 
aber auch für das Verhältniss des crsteren zu den durch die übermässigen 
Freigebigkeitsakte des letzteren nicht verpflichteten Notherben anerkannt 
werden kann. ^*) 

4. Eine nicht unerhebliche Frage ist die, ob Schenkungen, welche 
sich Ehegatten vor dem Einzug in das Inland während der Ehe gemacht 
und welche nach dem damals für sie maassgebenden Gesetze, abgesehen 
von ausnahmsweise zugelassenen Widerrufsgründen, unwiderruflich sind, ^^ 
unter die Herrschaft des L.R.S. 1096 fallen, mithin im Inland frei 



") Vgl. z. B. Zachariä, I. § 30 Note 2 Ziflf. 3; Marcadi, zu A. 2 
V. Nr. 48. p. 40. 

") Vgl. z. B. Demolombe, I. Nr. 51; Aubry et Rau, 1. § 30. p. 68, 
insbes. Note 59. 

") Vgl. Laurent, principes de droit civil I. Nr. 244 — 249; Behaghel, 
d. bad. bürg. Recht S. 42. 

»») Vgl- Preuss. A. L. R. I. 11. § 1089 ff. IL 1. § 310 ff; Oesterr. allg. 
bürg. Gesetzb. § 946 ff. 1246. — Das bürg. Gesetzb. für Sachsen 
erklärt Schenkungen unter den Ehegatten während der Ehe für 
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widerrufen werden können, oder ihre Unwiderruflichkeit behalten. Der 
Grund, aus welchem diese Frage aufgeworfen werden kann, obgleich 
unwiderruflich begründete Rechte an sich durch das inländische Gesetz 
nicht berührt werden, liegt darin, dass die Vorschrift des L.R.S. 1096 
auf einem öffentUchen Interesse zu beruhen und desshalb geeignet scheint, 
eine absolute Herrschaft zu beanspruchen. Es lässt sich auch nicht 
verkennen dass diese Vorschrift den Zweck hat, zu verhüten, dass der 
eine Ehegatte auf den anderen einen unwürdigen eigennützigen Einfluss 
mit bleibendem Erfolg ausübe. Gleichwohl wird dem L.R.S. 1096 die 
Anwendung auf frühere Schenkungen zu versagen sein, weil derselbe 
offenbar im Auge hat, dass die Ehegatten zur Zeit der Schenkung in der- 
jenigen Lage zu einander stehen, welche durch die anderweiten Verfügungen 
des Gesetzbuches, welchem er selbst angehört, begründet worden ist; 
es ist nicht die Schenkung unter Ehegatten an sich, welcher der 
L.R.S. 1096 entgegentritt, sondern die Schenkung, welche von einem 
Ehegatten mit Missbrauch der ihm nach seiner landrechtlichen Stellung 
möglichen Einwirkung auf den anderen Theil herbeigeführt sein kann. 

§ 5- 

3. Die vertragsmässige Feststellung der Güterverhältnisse 

im Einzelnen. 

Dass Eheverträge die Ausdehnung der Herrschaft des inländischen 
Rechtes auf die vorher unter einem anderen (ausländischen) Rechte 



ungilti^, lässt sie aber durch den Tod des Scbenkers, wenn dieser 
dem Beschenkten gegenüber einen Widerruf nicht erklärt bat, 
convalesciren. § 1647—1649. 
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begründeten ehelichen Güterverhältnisse der eingewanderten Ehegatten 
ausschlieesen , ist in Ziff. 3 von A. Xu. des L £. E. auf das unzwei- 
deutigste ausgesprochen. S. auch die Rechtsbelehrungen v. 2. Juni 1810 
IV. u. V. 20. November 1811. Als solche Verträge können in Betracht 
kommen : 

I. Die Eheverträge, welche die Ehegatten vor ihrem Eintreten 
in die badische Staatsangehörigkeit geschlossen hatten, 

II. Die Eheverträge, welche sie kraft der ihnen gewährten 
Begünstigung nach ihrem Eintreten in die badische Staatsangehörigkeit 
neu abschliessen. 

Der bezeichnete Zeitpunkt föUt mit dem Wirksamwerden der 
neuerlangten Staatsangehörigkeit zusammen xmd ist zu bestimmen 
wie folgt: 

1. für die Zeit vor dem 1. Januar 1871, d. i. dem Tage mit 
welchem das Reichsgesetz vom 1. Juni 1870, die Erwerbung und den 
Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit betr. ^•) für xmser Land 
in Wirksamkeit getreten ist : ^ ^ 

a. bezüglich derjenigen, welche als Kinder eines früheren Inländers 
od. weil sie obgleich von Ausländem abstammend im Inlande 
geboren worden sind, durch ihre dessfallsige Ansprache die 
Inländereigenschaft erworben haben — nach der Wohnsitz- 
nahme im Inland; 2®) 



") S. dasselbe im Ges. Bl. 1870. S. 136. 

") A. 79. I. 24 der Reichsverfaseung. — Vgl. d. Verhandlung von 

Versailles dd. 15. November 1870. (G. Bl. LXXII. 712 flF). 
^•) L.R.S. 9. 10. Abs. 2. 
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b. bezüglich derjenigen dagegen, welche die Staatsangehörigkeit 
durch Gewährung von Einzugsbriefen (Naturalisation) erworben 
haben — nach dem Zusammentreflfen von Erlöschen des aufzu- 
gebenden ausländischen Staatsbürgerrechts und Wohnsitznahme 
un Inland. ^^ 
2. Für die Zeit vom 1. Januar 1871 entscheidet das angeführte 
Reichsgesetz, wonach das Eintreten in die badische Staatsangehörigkeit 
zu bestimmen ist: 

a. für diejenigen, welche durch Aufnahme oder Naturalisation 
Staatsangehörige werden — nach Aushändigung der Aufnahme- 
bezw. Naturalisationsurkunde , ^°) 

b. für diejenigen dagegen, welche die Staatsangehörigkeit durch 
Uebertragung eines Dienstes an sie erlangen — nach dem 
Eintritt in den Dienst^') 

Zu I. (frühere Ehe vertrage) 

Es leuchtet ein, dass diese Verträge nur Berücksichtigung finden 
können, wenn und solange sie zu Recht bestehen; es kommen danmi 
kraft Gesetzes nichtige Verträge überhaupt nicht, die bloss zemichtbaren 
dagegen dann nicht mehr in Betracht, wenn ihre Nichtigerklärung 
stattgefunden hat. Die Voraussetzungen der Giltigkeit sind nach dem 



") VI. C. E. § 8 lit, c. 

'^) § 10 des R.-Ge8. über Staats- und Bundesangehörigkeit. 

") Vgl. § 9 a, a. O. 
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(ausländischen) Gesetz zu beurtheilen, welchem die Ehegatten zur Zeit 
der Vertragsschliessung unterworfen waren. Es werden dabei folgende 
Momente erheblich: 

1. der Zeitpunkt der Vertragsschliessung. Es kann in 
dieser Beziehung die Frage aufgeworfen werden, ob nicht allein die vor 
der Eheschliessung, sondern auch die erst während bestehender 
Ehe geschlossenen Verträge als rechtsbeständig anzuerkennen sind. 

Das steht ausser Zweifel, dass eingewanderte Ehegatten, welche 
solche Verträge unter der Herrschaft des Code Napol6on geschlossen 
haben, diese nicht geltend machen können. ^^) 

Wesentlich anders steht es bezüglich der Ehegatten, welche vor 
ihrer Einwanderung dem Preuss. A. L. R. unterworfen waren, indem 
dieses Gesetzbuch Verträge auch während der Ehe in umfassender Weise 
zulässt. ^^ Ganz frei können sich die ehemaligen Angehörigen des 



") C. Nap. A. 1394. 1395. 1399. 

^^) Das Preuss. A. L. R. gestattet nach Schliessung der Ehe a) bei 
Ehen ohne Gemeinschaft (bei welchen das Vermögen der 
Frau der Verwaltung und Nutzniessung des Mannes unterworfen, 
soweit dasselbe nicht kraft Gesetzes oder Vertrags zum Vorbehalt 
geworden ist, — II. 1. § 205. 221.) : Verträge wodurch Eingebrachtes 
für Vorbehalt erklärt wird , II. 1« § 208. 209, solche wodurch die 
Rechte des Mannes auf den Erwerb der Frau ausgeschlossen werden, 
II. 1. § 215 und solche, wodurch bei Uebersiedelung an einen Ort, 
an welchem Gütergemeinschaft stattfindet, diese an Stelle des 
bisherigen Güterverbältnisses gesetzt wird, II. 1. § 355. 362. b) bei 
Ehen mit Gemeinschaft: vertragsmässige Modificirung der 
Folgen einer kraft Gesetzes eingetretenen Gemeinschaft, II. 1. 
§ 412 — 414. 416. 418 und völlige Wiederausschlieesung der durch 
Ehevertrag begründeten Gemeinschaft. IL 1. § 419. 
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Königreichs Sachsen unter der Herrschaft des neuen bürgerliclien Gesetz- 
buches,^*) des Königreichs Bayern aus dessen gemeinrechtlichem Gebiete, 
wo nur einzelne Statuten die Heirathsverträge nach der Eheschliessung 
gänzlich fernhalten oder doch beschränken,^^) wie überhaupt die 
Angehörigen gemeinrechtUcher Gebiete. ^*) Die sämmtlichen Eheverträge, 
welche Angehörige dieser Rechtsgebiete nach deren Recht in wirksamer 
Weise abgeschlossen haben bleiben in Kraft. Von einer Rückbeziehung 
der L.R.SS. 1394 und 1395, unter deren Herrschaft die Ehegatten 
durch ihre Einwanderung fallen, ^^) auf solche frühere Verträge kann die 
Rede nicht sein. Eine solche Rückbeziehung würde den Grundsatz der 
Nichtrückwirkung der Gesetze (L.R.S. 2) verletzen, liesse sich daher nur 
durch drt> Ausnahmsbestimmung von A. XH. des I. E. E. rechtfertigen. 
Nun stehen zwar die gedachten L.R.SS. in dem V. Tit. des HL Buches 
auf welches derA. XH des I. E. E. behufs Bezeichnung seines Geltungs- 
gebietes Bezug nimmt, allein gleichwohl fallen dieselben nicht mit unter 
die Ausnahmsbestimmung, weil diese nur die nicht durch Eheverträge 
geordneten Verhältnisse zum Gegenstand hat. 

2. Die Rechtshandlungsfähigkeit der Partheien anlangend 
genügt es darauf hinzuweisen, dass an eine Beurtheilung derselben nach 



"j Der § lüül des bürg. Ües.-Buches für Sacjisen von 1863 lässt die 
EheHtiftungen oder Ehepakten nach Schliessung der Ehe ohne 
jede Beschränkung in gleichem Maasse wie vor der Eheschliessung zu. 

'') S. P. Roth, bayr. Civilrecht § 52. I und Note 5. 

2«) Gerber, § 229. Hillebrand § 188. 

*^) S. diesen § zu II. A. 



r> 
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L.R.S. 1398 schon aus den in § 4 zu II, insbesondere unter Ziff. 1 zu 
L.R.S. 1095 und 1309, ausgeführten Gründen nicht gedacht werden kann. 

3. Die Form der Verträge betreffend, ist zwar an eine Rück- 
beziehungder L.R.S. 1391—1394. 1396. 1397 noch niemals, wohl aber 
schon an eine Anwendung des L.R.S. 1390 (Verbot der allgemeinen 
Verweisung auf früheres Gesetzes- oder Gewohnheitsrecht) gedacht worden. 
Dagegen wurde jedoch der richtigen Ansicht, dass auch eine Anwendung 
dieses Satzes auf frühere Verträge nicht statthaft sei , folgUch auch daraus 
eine Nichtigkeit der auf Gesetz oder Gewohnheit verweisenden früheren 
Verträge nicht abgeleitet werden könne wederholt Ausdruck gegeben. ^®) 

lieber die hiermit nicht zu vermischende Frage, ob die nur 
allgemein verweisenden früheren Eheverträge die Errichtung neuer hindern, 
vergl. diesen § zu H. A. zu 2. I. 1. 



Die zu Recht bestehenden früheren Verträge behalten die ihnen 
bis dahin zugestandene verbindliche Kraft ihrem ganzen Inhalte nach, 
ihre Wirkungen stehen unter derallgemeinen Regel von der Nichtrüek>virkung 
des Gesetzes (L.R.B. 2.) und zwar gilt dies nicht nur bezüglich des 
ausdrücklich darin Ausgesprochenen, sondern auch bezüglich aller 



") S. d. Rechtsbelehrungen vom 2. Juni 1810. IIL y., — 26. Februar 1812 
(Rbl. S. 59), — u. 24. December 1818. Die letztere hat Gesetzes- 
kraft, weil sie auf landesherrlicher Genehmigung beruht und erlassen 
wurde noch bevor die Verfassung nach § 82 der V. -U. in Wirksam- 
keit getreten war. — Vgl. auch Brauers Jahrbücher der Gesetz- 
gebung u. s. w. S. 152 und A r c h i v für Rechtspflege uod Gesetzgebung 
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derjenigen Clausein, welche durch Verweisung auf das zur Zeit des 
Vertrags geltende Recht mittelbar zum Jnhalt des Vertags gemacht 
worden sind , was namentlich bezüglich der durch das Gesetz dem lieber- 
lebenden gewährten Vortheile, welche damit aufrecht erhalten bleiben^ 
von Bedeutung wird. ^^) Diese Regel fuhrt dazu , das» alle Wirkungen 
des Vertrags, weil durch den Verti'ag das Recht darauf unmittelbar und 
unwiderruflich ei-worben worden ist, von dem inländischen Gesetze nicht 
berührt werden. 

Wo solche Vertrüge vorliegen kann dämm von einer Anwendung 
des inländischen Gesetzes nur die Rede sein 

1. wenn der Vertrag Bestimmungen enthält, welchen die fernere 
Anerkennung versagt werden muss, weil sie gegen absolute Ge- oder 
Verbote des Landrechts Verstössen,***) wie z. B. die Clausel, dass die 
Ehefrau befugt sein solle ihre Sonderliegenschaften ohne Ermächtigung 
des Ehemannes oder des Gerichtes zu veräussern, w^eil dieselbe dem 
L,R.S. 1388 widerstreiten würde, *^) oder die Clausel wodurch im Falle 
einer vereinbarten Gemeinschaft festgesetzt wäre, dass bei Auflösung der 
Gemeinschaft der überlebende Ehegatte und beziehungsweise die Erben 
d'es verstorbenen Ehetheils die Schulden nach anderen , als den für ihren 



I. 419 (die in der letzterwähnten Ausführung gegen die objektive 
Anwendbarkeit der Rechtsbel. v. 1818 angeführten Gründe treffen 
bezüglich der Einwanderungen, welche seither erfolgt sind oder 
künftig erfolgen, nicht zu). 

'«) Brauers Jahrb. 8. 152 f. 

**^) Brauers Jahrb. S. 155. f. 

**) Beb ag he I, d. Ehevertrag. S. 26. 
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Antheil an den Gemeinschaftsaktiven maassgebenden , Quoten zu tragen 
haben sollen, weil gegen L.R.S. 1521 verstossend. **) 

2. Ausserdem tritt das neue Gesetz in Kraft, wemi und soweit 
die Rechtsverhältnisse der Ehegatten schon vor deren Einzug in das 
Inland theils nach dem Vertrage, theils nach dem Gesetze zu bestimmen 
waren, weil der Ehevertrag die Güterverhältnisse nicht ihrem ganzen 
Umfange nach selbstständig oder durch ausdrückliche Verweisung auf 
die dessfallsigen Rechtsvorschriften bestimmt hat. Jnsoweit als die Folgen 
sich nicht aus dem in den Vertrag Aufgenommenen ergeben und desshalb 
das Recht die alleinige Grundlage der Beurtheilung bildet und desshalb 
auch eine Ergänzung durch neuen Heirathsvertrag statthaft ist (s. zu 
n. A. zu flr. I. 2) tritt das inländische Recht ganz nach denselben Grund- 
sätzen an die Stelle des betreffenden ausländischen Rechts , welche für den 
Fall gelten, dass das ganze Verhältniss lediglich nach dem Gesetz zu 
beurtheilen gewesen wäre (§ (i). *^) 

Einer besonderen Erwähnung verdient noch die Auslegung der 
gedachten früheren Verträge , weil schon die Ansicht ausgesprochen worden 
ist , dass dabei von den dessfallsigen Bestimmungen unseres Rechtes auszu- 
gehen sei. **) Diese Ansicht muss jedoch mit Bezugnahme auf Ii.R.S. 1159 



*2) Behaghel, a. a. O. S. 31. 

") Brauers Jahrb. S. 154. — Brauer, Erläut VI. Nr. 329. — Rechts- 
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belehrmig vom 26. Februar 1812 (Rbl. S. 59). 

Munke, Vortr. ä. 71. Munke scheint hier die Auslegung des Ehe- 
vertrags mit der ErgänaEung seines Jnhalts nach den geltenden 
Rechtsnormen, wovon so eben unter Ziffer 2 die Rede war, zu 
verwechseln. 
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und desshalb bestritten werden, weil der Ausdruck des Willens der 
Parteien nur durch solche Normen bestimmt worden sein konnte, welche 
sie zur Zeit des Vertrags als auf denselben anwendbar anzusehen 
vermogten. **) 



Zu II. (neue Eheverträge). 



Die Ehegatten sind durch ihren Uebertritt unter die Herrschaft 
des inländischen Gesetzes den Vorschriften der L.R.SS. 1394 u. 1395 
verfallen, welche jeden erst während bestehender Ehe geschlossenen 
Ehevertrag als kraft Gesetzes nichtig erscheinen lassen, selbst wenn das 
Gesetz, welchem die Ehegatten vor dem Einzug unterworfen waren, 
ihnen die Errichtung solcher Eheverträge offen liess. ***) Darum kann 
(abgesehen von dem besonderen Falle des L.R.S. 1451 — s. a. Ende 
dieses §) von wirksamen neuen Eheverträgen nur insoweit die Rede 
sein, als dieselben durch eine besondere Gesetzesvorschrift ausnahmsweise 
zugelassen worden sind. Dies ist nun zwar bezüglich sämmtlicher 
lieber trittc in das Inland geschehen, aber diese Zulassung ist 

1. durch Festsetzung einer Frist und 

9. auf diejenigen Güterverhältnisse beschränkt, über welche nicht 
schon durch frühere Eheverträge Vorsorge getroffen wurde. 



^*) Brauers Jahrbücher, S. 154 

••) Magazin für Rechtspflege und Verwaltung. V. S. 75. 
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Hierzu ist aber noch zu bemerken, und zwar : 
Zu 1. 

I. Die den eingewanderten Inländern für die Errichtung neuer 
Eheverträge gestattete Frist beträgt zwei Jahre, welche bezüglich der 
schon vor Verkündung des Gesetzes vom 16. Juni 1818, d. i. vor 
dem 30. Juni 1818 eingewanderten von diesem Tage an, bezüglich der 
seither eingewanderten und noch einwandernden Ehegatten dagegen vom 
Tage ihrer „Reception" au zu rechnen sind; *^) unter dem Tag der 
Reception muss aber der Tag verstanden werden, mit welchem die 
Erwerbung der Staatsangehörigkeit Wirksamkeit erlangt hat. (S. 30). *•) 

n. Es bedarf wohl kaum der Erwähnung , dass mit Ablauf dieser 
Frist die ausnahmsweise zugelassene Berechtigung zur Errichtung neuer 
Ehe vertrage kraft Gesetzes erlischt, nnd die verbindliche Kraft der 
L.R.SS. 1394 und 1395 voll hergestellt wird, wesshalb spätere Ehever- 
träge unter allen Umständen für durchaus nichtig zu erachten sind. 



*') S. dieses Gesetz im Rbl. 1818. XIV. 85. 

*•) Jn ähnlicher Weise waren Fristen gesetzt: 1. den Angehörigen 
der durch Staatsvertrag vom 2. Oktober 1810 angefallenen ehemals 
Würtembergischen Distrikte bis zum 1. Januar 1812, durch Verord. 
v. 30. März 1811 (Rbl. X. 41); — 2. den Angehörigen der im Jahre 
1819, erworbenen Grafschaft Hohengeroldseck bis zum 1. Januar 
1821, durch Verord. v. 8. Juni 1820 (Rbl. X. 51); u. 3. den ; Ange- 
hörigen der mit Staatsvertrag von 1843 erworbenen Würtemberg. 
Orte bis zum 1. Juli 1847, in demprov. Ges. v. 31. Dec. 1846 (Rbl. 
1847. I. 1). 
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Zu 9. 

I. Das Gesetz vom 16. Juni 1818 giebt das Recht zu neuen 
Eheverträgen nur in demselben Umfange wie das I. E. E. zum L.R. 
(§ 3); dieses spricht aber in A. XU, Ziä* 4 sehr bestimmt aus, dass 
das Recht nur gewährt werde, „insoweit als es zimi Vollzug der im 
^vorigen 2ten Absatz gemeldeten Angabe der Regel oder Gemeinschafts- 
^art, womach die Ehe ( — nämlich eine Ehe, welche sonst nach alten 
Rechten und Gebräuchen beurtheilt werden müsste — ) behandelt 
„werden soll, nöthig ist, ohne jedoch in anderen Beziehungen dadurch 
„Aenderung der vorhin eingegangenen Eheverträge damit zu erlauben*'*^. 

Zur näheren Feststellung der Tragweite dieses Satzes diene 
Folgendes: 

1. Es ist selbstverständlich, dass frühere Ehe vertrage, welche 
entweder kraft Gesetzes nichtig oder zwar nur zernichtbar waren, aber 
für ungiltig erklärt worden sind, die Errichtimg neuer Verträge nicht 
hindern können; es ist als ob die Ehegatten ohne Ehevertrag lebten; 



*^) Ganz ebenso verhält es sich mit den neuen Eheverträgen von 
Angehörip;en der in den Jahren 1810 u. 1819 erworbeneu Landes- 
gebiete,' da sowohl die Verord. v. 30. März 1811, als die vom 8. 
Juni 1820 dessfalls auf das I. E. E. hinwei8en(§ 3) ; dagegen hat das 
provisorische Gesetz v. 31. Dezember 1846 den Angehörigen der im 
Jahre 1843 erworbenen würtembergische Orte das Recht zur Errichtung 
neuer Eheverträge nicht allein gegeben: „wofern sie ihre Ehe ohne 
Verträge nach den früheren Gesetzen eingegangen haben^S sondern 
auch: „um die von ihnen errichteten Heirathsverträge, unbeschadet 
der von dritten Personen aus denselben erworbenen Rechte, 
abzuändernd^ 
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wohl aber stehen die bloss zemichtbaren aber noch nicht zernichteten 
Verträge der Errichtung neuer entgegen. Üb die früheren Vertrage 
kraft (iesetzes nichtig oder nur zemichtbar sind ist selbstverständlich 
nach dem Recht zu beurtheilen, unter dessen Herrschaft sie errichtet 
wurden (s. oben zu I. A)- 

Es ist weiter oben schon angegeben, dass frühere Eheverträge, 
welche nur auf die Rechte und Gewohnheiten, unter deren Herrschaft 
sie geschlossen worden sind, verweisen, nicht desshalb für wirkungslos 
erachtet werden könne, weil der L.R.S. 1390 rückwirkend auf sie 
anwendbar wäre; sie sind es wenn sie unter der Herrschaft eines 
Gesetzes geschlossen wurden, welches wie der Code Napoleon die gleiche 
Bestimmung kennt, sie sind es nicht, wenn rliese Voraussetzung fehlt. 
(Jegenübcr den an sich giltigen Eheverträgen dieser Art entsteht aber 
die Frage, oh auch sie die Errichtung neuer Ehe vertrage hindern oder 
nicht. Der Zweifel entsteht desshall), weil der rechtliche Zustand, welcher 
aus solchen Eheverträgen folgt identisch ist mit demjenigen, welcher ohne 
Vertrag bestehen würde un<l weil der Grund, welcher den (jesctzgeber 
veranlasst hat in Verbindung mit dem Eingreifen in fiüher begründete Güter- 
verhältnisse die ßefugniss zu neuen Eheverträgen zu gewähren, nämlich 
di(» Unsicherheit der Beurtheilung nach Rechtsnormen, deren Kenntniss 
bei den Beamten nach und nach verloren geht, hierbei in vollem Maasse 
einschlägt. Gleichwohl haben wir uns für die volle Wirksamkeit dieser 
Verträge, mithin auch gegen dieZulässigkeit neuer ändernder Elieverträge 
auszusprechen, weil die Verordnung vom 24. December 1818, welcher 
Gesetzeskraft zukommt (s. Note 38), die ursprüngliche, vertrags- 
mässige Verbindlichkeit derselben ausdrücklich aufrecht erhält und diese 
für das Verhältniss des neuen Landrechts zu dem früheren Rechte des 
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Inlandes gegebene Bestimmung nach den Ausführungen in § 3 auch für 
das Verhältniss des Landrechts zu dem früheren ausländischen Recht 
der eingewanderten Jlhegatten maassgebend ist. 

2. Die früheren Eheverträge treten nur einer Aenderung dei'selben 
durch neuerlichen Vertrage ntgegen; dagegen sind neue Verträge, welche v 
sich lediglich auf Ergänzungen oder Erläuterungen beschränken, 
nicht ausgeschlossen. *") 

Die Ergänzungen anlangend ist noch zu bemerken: 
Das Gebiet derselben entspricht dem Gebiete für welches, weil 
der, das Güterverhältniss nicht in seinem ganzen Umfang regelnde, 
Ehevertrag durch seinen Inhalt keine Norm der Entscheidung an die Hand 
giebt, das Gesetz unabhängig von dem Willen der Ehegatten 
die alleinige Grundlage der Beurtheilung und diese dcsshalb auch dem 
Wechsel der Gesetzgebung unterworfen ist (s. oben zu I. B. 2 u. § 6). 
Als Jnhalt des Ehevertrags ist aber alles anzusehen, was in den Worten 
und deren nothwendigen Consequenzen ausgedrückt liegt (vgl. L.R.S. 
6a- b. 1134. 1135. 1156. 1160); darum gilt auch der Inhalt der Rechts- 
normen, auf welche neben Bezeichnung eines güterrechtlichen Verhältnisses ' ') 
verwiesen wird, als dem Vertrage angehörig und ist nur zu beachten, 
dass die allgemeine Verweisung auf Landes-Gesetz oder Gewohnheit 



•®) Brauers Jahrbücher S. 159. 

") Fehlt eine solche Bezeichnung, so haben die Ehegatten, welche auf 

das Landesgesetz oder Gewohnheit verweisen ihr ganzes eheliches 

Verhältniss der Regelung durch das Gesetz überlassen und es liegt 

der Fall des § 6 vor. 

6 
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nicht auf sämmtliche, das dabei kurz bezeichnete Güterverhältniss irgend 
wie betreffenden, sondern nur auf diejenigen Rechtsnormen bezogen werde, 
welche die mit diesem Verhältniss nothwendig verbundenen Momente 
feststellen. '") Eim'ge Beispiele mögen diese Sätze erläutern. 

Ehegatten, welche unter der Herrschaft des Preuss. A. L. Rechts 
sich darauf beschränken Bestandtheile des eheweiblichen Vermögens für 
Vorbehalt zu erklären*^) und ihren ersten Wolmsitz nicht an einem 
Orte nehmen, wo sie von Rechtswegen einer Gütergemeinschaft unter- 
worfen worden, verfallen dem regelmässigen Verhältniss der Nichtgemein- 
schaft.**) Da dieses Verhältniss das einzige ist, bei welchem der Vorbehalt 
Anerkennung gefunden, hat, so muss angenommen werden, dass die 
Ehegatten dieses Verhältniss folgeweise als vereinbart erachtet hal)en. 
Daraus geht aber hervor, dass dieselben ihren Vertrag nicht ergänzen 
sondern in unzulässiger Weise ändern würden, wenn sie nach ihrem 
Einzug in das Inland ein anderes Güterverhältniss durch neuen Vertrag 
feststellen wollten. *'^) 

Wenn Ehegatten unter der Herrschaft des Preuss. A. L. Rechts 
eine Gütergemeinschaft mit allgemeiner Hinweisung auf das Landesrecht 
vereinbaren, **) so unterliegt es keinem Zweifel, dass damit zugleich die 



»») Rechtöbelehrung v. 26. Februar 1812 (Rbl. X. 59). 

»») Pr. A. L. R. II. 1. § 208. 221. ff. 

»*) Pr. A. L. R. II. 1. § 205. ff., vgl. mit § 345. 350. 354. 

**} Eine ähnliche Entscheidung für das Verhältniss des Landrechts 
zum früheren Landesrecht s. bei B rauer Erläut. VI. Nr. 329. 

»•) Pr. A. L. R. II. 1. § 354. 



üb 
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je hälftige Berechtigung der Ehegatten an dem Gemeinschaftsgut 
vereinbart gelten muss *^ und dass ein nach dem Einzug in das Inland 
geschlossener neuer Vertrag, in welchem gemäss L.RS. 1520. 1521 
eine Betheihgung nach anderen Quoten vereinbart werden wollte, als 
eine unzulässige Aenderung des fiüheren Vertrags fär unwirksam erachtet 
werden müsstc. Dagegen liegt in der allgemeinen Verweisung auf das 
Gesetz keineswegs auch eine nothwendige Beziehung auf die Erbrechte, 
welche die §§ 625 ff. in IL 1, des A. L. R. dem überlebenden Ehegatten 
an dem Antheil des Verstorbenen einräumen. Es steht darum nichts 
im Wege, dass die Ehegatten nach ihrem Einzüge in das Jnland in 
neuem Ehevertrag gemäss L.R.S. 1093 vgl. mit 1082 f. vertragsmässig 
Rechte des überlebenden an dem Nachlass des verstorbenen Theiles 
feststellen (vgl. auch S. 46. 47). 

Wurde in einem Heirathsvertrage von Ehegatten, welche unter 
der Herrschaft des bürg. Gesetzbuches für Sachsen stehen eine Bestimmung 
getroffen, wodurch der Ehefrau gewisse Vortheile auf den Todesfall 
ihres Ehemannes eingeräumt sind, daneben aber weder ausdrücklich 
noch durch Verweisung auf das Gesetz etwas darüber verfügt ob dieses 
Geding im Falle einer Ehescheidung aufrecht erhalten oder seine 
Wirksamkeit verlieren soll, so tritt die gesetzliche Regel, wonach 
Ehestiftungen im Falle der Ehescheidung erlöschen, in Kraft '*). Dieser 
Pimkt ist dann nicht vertragsmässig geregelt, die Entscheidung desselben 



") Pr. A. L. R. II. 1. § 637. 638. 664. 

") Bürg. Gesetzb. f. Sachsen, § 1705. 1706. 
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würde im Inland nach der entgegengesetzten Vorschrift des L.R.S. 1452 
zu geschehen haben; den Ehegatten bleibt daher freigestellt denselben 
durch neuen Ergänzungsvertrag nach ihrem Belieben zu ordnen. 

3. Die früheren Eheverträge hindern die Aenderung durch neue 
selbst dann, wenn nach dem früheren Rechte der fJiegatten eine solche 
Aenderung statthaft war, denn der Grundsatz der Unabänderlichkeit der 
Güterverhältnisse während der Ehe (L.R.S. 1394. 1395) tritt nur in soweit 
nicht ein als das L E. E. denselben ausdiückUch ausser Kraft gesetzt 
hat. Umgekehrt wird den Ehegatten, welche bis zu ihrem Uebertritt 
in das Inland ohne Ehevertrag gelebt haben, das Recht zur Neuerrichtung 
eines solchen im Jnland dadurch nicht entzogen, dass sie nach ihrem 
früheren Rechte verhindert waren während der Ehe einen Ehevertrag 
zu schliessen. ^^) 

IL Eine Rechtsbelehi-ung des Justizministeriums vom 21. Juli 1810 
(Rbl. XXXIL 253) hat als Kachtrag zu A. XII. des I. E. E. aus- 
gesprochen, dass es , wenn Ehegatten hinsichtlich der Errichtung eines neuen 
Ehevertrages nicht einig sind , zur Festhaltung der (gesetzhchen) ehelichen 
Güterverhältnisse, unter welchen dieselben bisher gelebt haben, genüge, 
wenn der Ehegatte, welcher diese Verhältnisse beizubehalten wünscht, 
innerhalb der für die Errichtung neuer Verträge gesetzten Frist vor dem 
zuständigen Richter zu Protokoll oder schriftlich feststellt, nach welchem 
Rechte oder nach welcher Gewohnheit er geheirathet habe, und dass der 



") Z. B. weil sie der Herrschaft des Code Napoleon unterworfen 
waren. — Brauers Jahrbücher S. 160. 
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Richter die Richtigkeit dieser Erklärung von dem anderen Ehegatten 
anerkennen lasse. Diese Rechtsbelehrung gestattet demgemäss eine 
einseitige nachträgliche Fixirung der früheren Güterverhältnisse mit def 
Kraft , dass dieselben gleich vertragsmässigen wirksam bleiben. Dieselbe 
hat zwar, weil einer landesherrlichen Ermächtigung oder eines solchen 
Auftrags hierzu darin keine Erwähnung geschieht, ursprünglich und 
durch sich selbst keine verpflichtende Kraft, allein sie hat solche dadurch 
erlangt, dass in den mit Gesetzeskraft begabten Verordnungen vom 
30. März 1811 und 8. Juni 1820 darauf, als auf eine gleich dem I. E. 
E. maassgebende Norm, Bezug genonunen ist. ®") Das Gesetz vom 
16. Juni 1818 hat zwar dieses Verfahrens neben der zugelassenen 
Errichtung neuer Eheverträge keine Erwähnung gethan, und es könnte 
desshalb fraglich erscheinen ob dasselbe auch für die einwandernden 
Ehegatten anwendbar sei. Man wird sich jedoch für die Anwendbarkeit 
entscheiden müssen, wenn man erwägt, dass die gedachte Vorschrift 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Neuerrichtung von Eheverträgen 
steht, dass sich die Rechtsbelehrung v. 21. Juli 1820 als Nachtrag zu 
dem I. Yj. E. bezeichnet, dass ihre Anerkennung in den späteren 
Verordnungen sich auch auf dieses Verhältniss zum I. E. E. beziehen 
muss und dass ja das letztere, mit allem unmittelbar daran sieh 



) Diese Bezugnahme ließ;t in den Worten ausgesprochen: „Wer 
^daher etwa in schon bestehender Ehe EhevertrSge errichten, oder 
„die Art, in welche er seine Ehe ohne Verträge nach 
„ehemaligen Gesetzen eingegangen hat, dem Gerichte 
„gültig anzeigen will,* u. s. w. 



46 



anschliessenden Gesetzes - Material bindende Normen für das Yerhältniss 
der einwandernden Ehegatten an die Hand giebt (§ 3). 



Es darf als allseitig anerkannt betrachtet werden, dass die inner- 
halb der Uebcrgangsfrist neuerrichteten Vertrage (die eben besprochenen 
Ergänzungsvertrage nicht ausgenommen) sowohl hinsichtlich der Voraus- 
setzungen ihrer Giltigkeit, mögen diese die Rechtshandlungsföhigkeit der 
Parteien oder die Form betreffen, als auch hinsichtlich ihres Jnhaltes 
durchaus nach dem inländischen Gesetz zu beurtheilen sind • '). 

Eine in nächster Verbindung damit stehende Frage ist die, ob die 
zugelassenen neuen Ehevertrage Alles enthalten können, was das Land- 
recht als Gegenstand von Eheverträgen zulässt , mithin ausser der Regelung 
des Güterverhältnisses auch noch Freigebigkeiten unter Lebenden und 
von Todeswegen (L.R.S. 1091 ff., vgl. mit L.R.S. 1081 ff.), oder ob der 
Jnhalt auf ei-stere beschränkt werden muss. Für diese Beschränkung 



••) Ausdrücklich anerkannt ist die Anwendbarkeit des L.R.S. 1390 in 
den Rechtsbelehrungen vom 20. November 1811 (Rbl. XXXIII. 153) 
und 24. Dccember 1818 Ziff. 3. (Rbl. 1819. III. 9), und des L.R.S. 
1391 in Ziff. 2 v. A. XII des I. E. E. und der ersten der beiden 
gedachten Rechtsbelehrungen. Eine Bestätigung des ausgesprochenen 
Satzes liegt auch in den Rechtsbelehrungen vom 27. Januar 1810 
über Einkindschaften (Rbl. VI. 45) und vom 3. März 1810, die 
stellvertretende Verschreibung für die Sitzgerechtigkeit btr. (Rbl. 
IX. 82). — Brauers Jahrbücher S. 162 f. 



47 



^X**^*^ ■ ' v-"y* .^--^ 



scheint der Umstand zu sprechen, dass der A. XII. des I. E. E., dessen 
Bestimmungen ja für die Begrenzung des Rechts zu solchen Eheverträgen 
maassgebend sind, dasselbe nur zum Behufe der in Ziff. 3 bezeichneten 
Regelungen d. i. „behufs Festsetzung der Eheverhältnisse" gegeben hat. 
Berücksichtigt man jedoch , dass die Freigebigkeiten unter den Ehegatten 
mit der Wahl einer bestimmten Art des ehelichen Güterverhältnisses 
regelmässig in engster Verbindung stehen, ja dass dieselben vielfach 
nur den Zweck haben, die Folgen des gewählten Güterverhältnisses zu 
modificiren, so muss man auch sie für in der Gewährung dos Gesetzes 
begriffen erachten •^. 

Was nun aber das Verhältniss betriöt, in welches der durch den 
neuen Vertrag geschaffene Zustand zu dem früheren auf Gesetz l)eruhenden 
tritt, so sind daiüber folgende Sätze maassgebend: 

Es ist in erster Reihe Sache der Ehegatten dieses Verliältniss zu 
bestimmen. Dabei ist es zwnr nicht gestattet, die Wirksamkeit des 
vertragsmässigen Verhältnisses auf einen späteren Zeitpunkt auszusetzen 
und bis dahin das bisherige gesetzliche Verliältniss fortwirken zu lassen, 
denn das Landrecht gestattet keine Eheverträge mit Tagbestimmungen. 
Wohl aber muss es ihnen freistehen dem neuen Güterverhältniss rückwirkende 
Kraft beizulegen, denn ihrem eigenen Willen gegenüber kann von einer 
nothwendigen Aufrechterhaltung ihrer aus dem früheren Zustande bisher 
erworbenen Rechte keine Rede sein. Dieser Grund zeigt aber anderseits, dass 
die Ehegatten keinerlei wohlerworbene Rechte Dritter zu beeinträchtigen 
vermögen. Vgl. L.R.S. 1165. 



•*) Brauers Jahrbücher. S. 161. 
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Wenn aber die Ehegatten ihrem neuen Gütervcrhältniss eine solche 
rückwirkende Kraft nicht gegeben haben, so gilt dasselbe erst als mit 
dem Vertragsabschluss in Kraft getreten und es bleibt für die verflossene 
Zeit das bis dahin bestandene gesetzliche VerhäJtniss auch femer als 
solches anerkannt. Darüber aber was noch dem früheren, was dagegen 
schon dem neuen Zustand angehöre, und wie jener auf diesen einwirkt 
ist nach denjenigen Grundsätzen zu urtheilen, welche über das 
Verhältniss des früheren gesetzlichen zu einem neuen geänderten gesetz- 
lichen Zustande in § 6 darzulegen sind. 

Eine Frage besonderer Art veranlasst der L.R.S. 1451 für den 
Fall , dass die eingewanderten Ehegatten ihr Gütervcrhältniss noch unter 
der Herrschaft des ausländischen Rechtes in eine Sonderung der beider- 
seitigen Vermögen geändert haben, sei es, dass diese Aenderung in 
Folge einer erkannten Trennung von Tisch und Bett oder unabhängig 
von einer solchen eingetreten ist •^). Es steht nämlich ausser Zweifel, 
dass die Ehegatten , welche mit dem so herbeigeführten Gütersonderungs- 
verhältniss unter die Herrschaft des Landrechtes treten, durch letzteres 
die Befugniss erlangen gemäss L.R.S. 1451 die Gütersonderung wieder 
aufzuheben. War das s. Z. geänderte Gütervcrhältniss durch Vertrag 
bestimmt, so kann selbstverständlich nur dieses wiederhergestellt werden, 
weil dasselbe ohne Dazwischentreten der Absonderung nach der 
Einwanderung fortbestanden hätte. War aber das geänderte Gütervcr- 
hältniss wegen Mangels eines Vertrags kraft Gesetzes wirksam geworden, 



C3 



) Vgl. beispielsweise: Preuss. A. L. B. IL 1. § 392. 410. 421. 
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ßo entsteht die Frage, ob der neuerliche Vertrag gemäss L.R.S. 1451 
dieses ausländische gesetzliche Grüterverhältniss oder die inländische gesetz- 
liche Fahmissgemeinschaft herzustellen hat, weil, wenn wir von der 
Vennögensabsonderung absehen, jenes in dieses übergegangen sein 
würde (§ 6). Für das erstere spricht der Umstand, dass der L.R.S. 
1451 in Verbindung mit L.R.S. 1531 und 1563 lediglich auf eine 
Wiederherstellung des der Vennögensabsonderung vorausgegangenen 
Güter Verhältnisses (sei dies eine Gemeinschaft, die einfache Ausschliessung 
der Gemeinschaft , oder das Verhältniss der Bewidmung) verweist. •*) 
Gleichwohl muss man sich für das letztere entscheiden, weil der 
L.R.S. 1451 in Abs. 2 dem Vertrag rückwirkende Kraft beilegt, indem 
er den früheren Zustand so wiederhergestellt wissen will, ^als wäre 
eine Vermögensabsonderung niemals erfolgt" und weil danach der 
wiederhergestellte Zustand nun nicht etwa als ein vertragsmässig begründeter, 
sondern als der „wiederaufgelebte" frühere gesetzliche Zustand zu 
beurtheilen ist. 

§ 6- 
4. Die gesetzlichen Güterverhältnisse im Einzelnen. 

Der Fall, von welchem hier zu handeln ist, liegt vor, wenn die 
Ehegatten weder vor dem Einzug in das Inland einen rechtsverbindlichen 
Heirathsvertrag errichtet hatten, noch innerhalb der ihnen für die 
nachträgliche Errichtung einer solchen gewährten Uebergangsfrist die 



'*) So auch Brauers Jahrbücher S. 157. 
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vertragsmässige Ordnung ihrer Güterverhältnisse in rechtsverbindlicher 
Weise nachgeholt haben. Der Fall^ wobei unvollständige Eheverträge 
aus früherer Zeit vorliegen und auch die nicht vertragsmässig geordneten 
Yerhältnisse durch einen Ergänzungsvertrag nicht geregelt worden sind, 
bedarf keiner besonderen - Ausfuhrung ; es finden bei ihm die gleichen 
Grundsätze Anwendung, nur beschränkt auf denjenigen Theil der Güter- 
verhältnisse , welche lediglich nach dem Gesetz zu beurtheilen sind und 
es genügt daher auf die dessfallsige Bemerkung in § 5 zu I B. 9 zurück 
zu verweisen. 

Der Grundgedanke, wonach der zu behandelnde Fall gesetzlich 
geregelt worden ist , ^-urde bereits in § 4 I ausgesprochen. Die dessfallsigen 
Vorschriften und deren Folgen sind im Einzelnen Folgende: 

I. Das ausländische Recht, welchem die Ehegatten vor ihrem 
Eünzug in das Inland unterworfen waren, bleibt bis zum Ablauf der 
für Errichtung neuer Eheverträge gewährten Frist (§ 5 zu II A. zu 1) voll 
in Kraft. Daraus folgt, dass wenn die Ehe im Laufe dieser Frist durch 
Tod oder Scheidung aufgelöst wird , alle Verhältnisse lediglich noch nach 
dem betreffenden ausländischen Rechte beurtheilt werden müssen. ® ^ 

n. Mit dem Ablauf der gedachten Frist tritt dagegen an Stelle 
des ausländischen Rechts durchaus das inländische Gesetz in Kraft und 
ist von nun an das Güterverhältniss so zu beurtheilen, als ob die Ehe 
ohne Ileirathsvertrag unter der Herrschaft des Landrechts geschlossen 
worden wäre. ***) Es sind mithin die Ehegatten als in der gesetzlichen 
Fahmissgemeinschaft (L.R.S. 1400 ff.) stehend zu betrachten. 



") I. E. E A. XII. 2. 
••) L E. E. A. XU. 3. 
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Damit ist aber nicht gesagt, dass die Lage so aufgefasst werden 
soll, als ob die Ehegatten vom Beginn ihrer Ehe an diesem Güter* 
verhältniss nach unserem Gesetz unterworfen gewesen wären; es hat 
vielmehr mit Rücksicht auf L.R.S. 2 und den Wortlaut des I. E. E. 
A. XII. 3®^ die Beurtheilung Platz zu greifen, als wenn das nach dem 
ausländischen Recht begründete Verhältniss (einer Gemeinschaft oder 
Kichtgemeinschaft) mit dem gedachten Zeitpunkt in das land- 
rechtliche Fahrnissgemeinschaftsverhältniss übergegangen 
wäre. **) 

Es sind demgemäss bei allen die Uebergangsfrist überdauemden Ehen 
zwei Stadien der Güterverhältnisse zu unterscheiden , das bis zum Ablauf 
der Uebergangsfrist bestandene und das von da an beginnende neue. Die 
während des ersten Stadiums nach dem ausländichen Recht wohlerworbenen 
einzelnen Rechte erlöschen nicht , sondern wirken fort; mu* das frühere Güter- 
verhältniss im Ganzen kann nicht mehr fortwirken und geht in das nach 
dem Landrecht gesetzUche über, nach dessen Bestimmungen sämmtUche 
von nun an erst hervortretende Folgen zu beurtheilen sind ; in dieser Weise 
erscheint das letztere Güterverhältniss als eine modificirte Fortsetzung des 
ersteren. Dass diese Aenderung den Rechten, welche Dritte unter der 



) Vgl, die Worte: „wohingegen nach dem 1. Jenner 1812 alle vor 
dem 1. Jenner 1810 geschlossenen Ehen .... lediglich bei Auflösung 
pach den neu eingeführten Regeln des Landrechts, mithin so 
werden beurtheilt und auseinanderg.esetzt werden, wie 
es bei jenen geschehen muss, welche nach dem 1. 
Jenner 1810 ohne Vertrag in die Ehe treten. 

') Rechtsbelehrung vom 25. Februar 1812 (Rbl. X. 57). — Brauers 
Jahrbücher S. 182. — Brauer, Erläut. VI. Nr. 326. 
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Herrschaft des ausländischen Rechtes unwiderruflich erworben haben , keinen 
Abbruch thun kann bedarf keiner weiteren Ausführung , da dieselbe , wenn 
gleich in ihren Folgen lediglich durch das Gesetz geregelt , immerhin rein 
durch den Willen der Ehegatten herbeigeführt ist und Niemand aus 
eigenen Handlungen seine rechtliche Lage zum Nachtheil Anderer 
umgestalten kann. 

Einige Einzelausführungen mögen zur Veranschaulichung der 
praktischen Resultate dieser Sätze dienen: 

1. Vor allem wird es von Erheblichkeit richtig festzustellen, 
welcher der verschiedenen Vermögensmassen (Gemeinschaft 
oder Sondergut der Ehegatten) d i e bei Eintritt des neuen Verhält- 
nisses vorhandenen Güter angehören.*^) 

Ausser Zweifel ist, dass die Fahrnisse nur der Gemeinschaft 
angehören können, '®) mögen sie nun auch nach dem früher bestandenen 
Verhältnisse schon unter den Ehegatten gemeinschaftlich gewesen sein 
oder nicht. ^ ') Es ist darum auch bezüglich der Fahrnisse stetshin ohne 
Bedeutung festzustellen, zu welcher Zeit und in welcher Weise dieselben 
in den Besitz der Ehegatten gekommen sind. 
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Die Zugehörigkeit der nach diesem Zeitpunkt von den Ehegatten 
erworbenen oder denselben anfallenden Güter ist lediglich nach 
den L.R.S. 1401 ff. zu beurtheilen. 

^^) Munke, Vorträge S. 68. — Annalen der bad. Gericht VI. 117. 

^^) z. B. wenn die Ehegatten unter der Herrschaft des Pr. A. L. R. 
II. 1. § 205 ff. oder des bürg. Gesetzbuches für Sachsen, § 1655 tt. 
gestanden haben. 



53 



Bezüglich der Liegenschaften ist jedoch zu unterscheiden: 
eu Unbewegliche Güter, welche schon unter dem früheren Yerhältniss 
im ausschliesslichen Eigenthum eines der Ehegatten waren, gehen, sei 
es dass eine Gütergemeinschaft gar nicht bestund oder die Liegenschaften 
derselben entzogen waren und ohne Rücksicht darauf wann und wie die 
Güter erworben wurden, ^^) als dessen Sondergut in die Fahmiss- 
gemeinschaft über. 

ß. Bezüglich der Liegenschaften, welche einer früher bestandenen 
allgemeinen oder besonderen Gütergemeinschaft angehört haben, ist nach 
dem dieselbe beherrschenden (ausländischen) Rechte festzustellen, nach 
welchen Antheilen die Ehegatten zur Zeit der Aendenmg des Guter- 
verhältnisses als Miteigenthümer der Gemeinschaftsgüter anzusehen 
sind. '^ Nach diesen Antheilen gehen die gedachten Liegenschaften 
als Sondergüter in das neue landrechtliche Yerhältniss über. Es ist 
ebenso wie wenn Brautleute, welche aus irgend einem Grunde Mit- 



^') Die Ermittlung des Ursprungs der Güter kann nothwendig werden 
um ermessen zu können, ob dieselben nach den für das frühere 
Yerhältniss geltenden Rechtsnormen im besond. Eigenthum des 
Erwerbers geblieben oder der (partikulären) Gütergemeinschaft 
zugefallen sind. So z. B. wenn die Ehegatten unter der Herrschaft 
desPr. A.L. R. in einer Gemeinschaft des Erwerbsiebten, namentlich 
mit Rücksicht auf die gesetzliche Yermuthung dafür dass das Vor- 
handene zum Erwerb gehöre s. Pr. A. L. R. IL 1. § 396 -* 405. 

^') Gegenüber dem Grundsatze des gem. deutschen Rechts, dass die 
Ehegatten zu gleichen Theilen an dem gemeinschaftlichen Gute 
berechtigt sind (s. Gerber, d. Pr. R. § 233. 234), welcher auch 
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eigenthümer einer Liegenschaft sind unter dem Landrecht oline 
Vertrag in die Ehe treten; das Miteigenthum an der gemeinschaftlichen 
Liegenschaft ist es, was jeder Theil als Sondergut in die Ehe bringt« 
Dies hat die wichtige Folge, dass sich die Ehefrau seiner Zeit der 
Gemeinschaft entschlagen und dennoch den betr, Antheil der (früher, 
jetzt nicht mehr, der Güter- Gemeinschaft angehörigen) Liegenschaften 
nach L.R.S. 1470 und 1493 ff an sich ziehen kann. ^*) 



in dem Pr. A. L. R. für die von Rechtswegen nach Provinzialrecht 
oder Statuten eintretenden Gemeinschaften zum Gesetz erhoben ist 
(A. L. R. ir. 1. §. 637. 638. 644) kann eine ungleiche Theilnahme 
nur da angenommen werden, wo nachgewiesen wird, dass die Ehe 
unter der Herrschaft eines Sonderrechtes geschlossen wurde, welches 
etwas Anderes verfugt, wie z« B. d. Hohenlohische Landrecht vom 
15. Juni 1737, welches noch jetzt für die durch die Rh.-B.-A. mit 
Bayern vereinigte Standesherrschaft Hohenlohe - Schillingsfürst 
Geltung hat und dem Manne V'i der Frau V« der Gemeinschaft 
zuspricht (s. dieses Landrecht I. 4. § 2). 

'♦) Rechtsbelehrung vom 26. Februar 1812 (Rbl. X. 57). — Annalen 
der bad. Gerichte VI. S. 117.— Munke, Vorträge S. 68. 69 erkennt 
diesen Grundsatz gleichfalls an, entzieht seiner Anwendung aber 
diejenigen Liegenschaften, welche unter Umstanden erworben 
wurden, welche sie nach dem Landrecbt als errungene und desshalb 
gemeinschaftliche erscheinen liessen. Gegen diese Ausnahme ist 
jedoch zu bemerken, dass eine solche Riickbeziehung des neuen 
Gesetzes auf frühere Rechtshandlungen dem oben ausgesprochenen 
und officiell anerkannten Principe widerspricht, wonach die Fahr« 
nissgemeinschaft erst als mit dem Einzug in das Inland eingetreten 
angesehen werden soll. Die sämmtlichen früher in die Gemeinschaft 
gekommenen Liegenschaften befanden sich bei dem Uebergang in 
die landrechtliche Fahrnissgemeinscfaaft durchaus in derselben recht- 
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Bei Anwendung dieser Sätze ist nicht zu übersehen, dass die 
gesetzliche Yermuthung des L.R.S. 1402 für die Zugehörigkeit der 
Liegenschaften zur Gütergemeinschaft Platz greift, dass daher derjenige 
Ehegatte, welcher eine Liegenschaft ganz oder zum Theil als Sondergut 
in Anspruch nimmt, nachzuweisen hat, dass dieselbe unter eine der 
erwähnten Kategorien gehört habe. 

Die früheren Schulden fallen, mit Ausnahme derjenigen, welche 
die in das Sondergut der Ehegatten übertretenden Liegenschaften angehen, 
in die Gemeinschaft; Schulden, welche von einer früher gemeinschaft- 



lichen Lage, sind daher auch unter dieser nach den gleichen Grund- 
sätzen zu beurtheilen. — Ebensowenig kann der Ansicht von 
Brauer, Erläuterungen VI. Nr. 326 beigetreten werden, dass der 
im Texte vertretene Grundsatz keine Anwendung finde, wenn die 
frühere Gemeinschaft der Ehegatten eine partikuläre und derart 
gestaltet war, dass der Ehefrau bei deren Auflösung (wie nach dem 
Landrecht) das Recht zustand sich derselben theilhaftig zu machen 
oder sie auszuschlagen. Wäre das gedachte Recht der Ehefrau 
von Erheblichkeit, so müsste dasselbe auch bei der allgemeinen 
Gütergemeinschaft, bei welcher dasselbe etwa stattfindet seinen 
Einfluss üben. Dieses Recht ist aber ohne Einfluss, denn es hindert 
nicht dass die Ehefrau gleichwohl als Miteigenthümerin der gemein- 
schaftlichen Güter angesehen werde. Ihr Miteigen thum ist nur 
von einer in ihre Willkühr gestellten auflösenden Bedingnng ab- 
hängig gemacht, diese Bedingung kann aber auch nicht zur Erfüllung 
kommen, weil die frühere Gemeinschaft nicht aufgelöst imd aus- 
einandergesetzt und auf Grund dieser Auseinandersetzung nun im 
Inland eine neue Gütergemeinschaft gebildet wird, sondern die 
Gemeinschaft nach dem inländischen Gesetz sich als eine (modifi- 
cirte)Fortsetzung an die früher bestandene Gemeinschaft anschliesst. 
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liehen Liegenschaft herrühren, die nun nach Quoten Sonder - Eigenthum 
des einen und anderen Ehegatten wird, fallen nach denselben Quoten dem 
beiderseitigen Sondervermögen zur Last. ^*) Die seit der GOteränderung 
entstandenen Schulden verfallen durchaus der Beurtheilung nach L.R.S. 
1409 flF. Für die Entscheidung der Frage, ob eine Schuld zu den 
früheren gehöre oder nicht wird der L.R.S. 1410 erheblich. 

2. Die Ehegatten welche vor dem Einzug in das Inland in einer 
gesetzlichen Gütergemeinschaft leben, werden regelmässig miter der 
Herrschaft des Grundsatzes stehen, dass der Ehemann Dispositionen 
über Liegenschaften der Gemeinschaft nur mit Einwilligung der 
Ehefrau in rechtsgiltiger Weise treffen kann. Dieser Grundsatz ist 
gemeinrechtlich angenommen,^*) das Pr. A. L.. R. hat denselben zum 
Gesetz erhoben,'") und manche Partikularrechte, welche in Theilen des 



'0 Annalen d. bad. Ger. VI. 117. 

'•) Gerber. D. Pr.-R., § 233. S. 606. 

") A. L. R. II. 1. 377—380. 388. Der Grundsatz ist hier auch auf die 
Gerechtigkeiten, sowie auf diejenigen Capitalien ausgedehnt, welche 
auf den Namen der Ehefrau, ihres Erblassers oder Geschenkgebers, 
oder beider Ehegatten geschrieben sind. — Das bürg. Gesetzb. 
für Sachsen, welches in § 1698 gleichfalls die Veräusserung der 
Gemeinschaftsliegenschaften von der Uebereinstimmung beider 
Ehegatten abhängig macht, wurde im Texte desshalb nicht erwähnt, 
weil nach demselben die allg. Gütergemeinschaft nur durch 
Vertrag begründet sein kann. 
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Königreichs Bayern noch Geltung haben , halten denselben fest. ^•) Für solche 
Ehegatten wird, wenn der Ehemann vor dem Einzug in das Inland eine 
Gemeinschaftsliegenschaft ohne Einwilligung der Ehefrau veräussert hat, 
die Frage erheblich, ob die Liegenschaft auch nach dem Einzüge noch 
zurückgefordert werden kann. Die Frage ist zu verneinen. Die aus 
Beschränkung der Verfügungsgewalt des Ehemanns über die fraglichen 
Liegenschaften entspringende Ungiltigkeit der Veräusserung ist keine 
unmittelbar (ipso jure) wirkende, die Veräusserung ist nicht von Anfang 
an nichtig, sondern kann nur durch Klage zernichtet werden. Es ist 
aber ein anerkannter Ginindsatz, das« eine Nichtigkeitsklage, zu welcher 
seiner Zeit Anlass gegeben war, nach Eintritt der HeiTschaft eines 
Gesetzes, welchem der Nichtigkeitsginmd unbekannt ist, was für den 
Fragefall nach L.R.S. 1421 unbestreitbar stattfindet, nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, weil hierbei kein unter «lern fiüheren Rechte 
wohlerworbenes Recht, sondein nur die künftige Folge des früher 
begründeten rechtlichen Verhältnisses vorliegt. ^®) 

3. Ueberall da wo dem Ehemann , sei es für seine Person oder als 
Herrn einer Gütergemeinschaft, die Verwaltung des ehewei Wichen 



''*) So die Statuten des früheren Biathoms Eichstädt, der anBayern 
gefallenen Theile des Bisthums Fulda, der Stadt Kauf heuern 
und das Landrecht der Grafschaft Erbach. S. Roth, bayr. Civ. 
R. S. 77a vgl. mit S. 49. 64. 81. 83. 

^*) Stabel, Vorträge u. s. w. S. 60. — Bebaghel, d. bad. bürgerliche 

Recht S. 39. 48. 

8 
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Vermögens zusteht'^), kann die Frage auftreten, ob Güter, welche 
der Ehemann mit Mitteln der Ehefrau erworben hat Eigen- 
thum der letzteren geworden sind oder nicht. Die richtige 
Entscheidung dieser Frage wird namentlich für die mit dem Eigenthums- 
recht verbundene Tragung des Nachtheils aus einem zufälligen Unter- 
gang erheblich. Das ist unzweifelhaft, dass wenn schon vor dem 
Einzug der Ehegatten in das Inland die Thatsachen eingetreten sind, 
welche nach dem betr. ausländischen Rechte das Eigenthum der Ehefrau 
begründet haben, dieses als ein wohlerworbenes Recht auch nach dem 
Einzug anerkannt bleiben muss. Es fragt sich aber, ob da, wo diese 
Voraussetzung fehlt, der Ehefrau das Eigenthum nunmehr im Inland 
nach dem Gesetze des Inlands noch erworben werden kann. Unterstellen 
wir den concreten Fall, die eingezogenen Ehegatten lebten unter der 
Herrschaft des bürg. Gesetzbuchs für Sachsen, der Ehemann hat aber 
beim Ankauf einer Liegenschaft nicht , wie § 1676 dieses Ges. vorschreibt, 
mit Einwilligung der Ehefrau und im Namen derselben gehandelt. Kann 
die erworbene Liegenschaft nun im Inland gemäss L.R.S. 1435 durch 
nachträgliche Erklärung des Ehemanns und Annahme Seitens der Ehe- 
frau Sondergut der letzteren werden? Die Frage ist zu bejahen, weil 
die rechtliche MögUchkeit fiir die Ehefrau das Eigenthum zu erlangen, 
als eine künftige Folge der Erwerbung des Gutes durch den Ehemann 
mit in das für die Ehegatten neue (inländische) Güter verhältniss übergeht. 
Der Umstand, dass, wenn die Ehegatten unter der Herrschaft des 



••) Vgl. z. B. Pr. A. L. R. II, 1. § 205 und bürg. Ge«et«b, f. Sachsen 
§ 1655 mit L.R.S. 1428. 
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töcheischen Gesetzes geblieben ivären, die Ehefrau das Eigenthum nicht 
mehr hätte erwerben können, indem die danach erforderlichen VorauB- 
Setzungen nicht mehr erfüllt werden konnten, hindert die gezogene 
Folgerung nicht, weil die gedachte Unmöglichkeit noch nicht ein mit 
dieser Folgerung im Widerspruch stehendes anderweites Recht unmittel-* 
bar und unwiderruflich begründet hat. Es kann auch nicht entgegen- 
gehalten werden, dass die Ehegatten vor dem Einzug in das Land in 
dem Güterverhältniss einer Nichtgemeinschaft gestanden haben und durch 
den Einzug unter das Fahmissgemeinschaftsverhältniss gefallen sind, 
denn der L.R.S. 1435 findet nicht nur dann Anwendung, wenn bei 
bestehender Gütergemeinschaft ein Sondergut der Ehefrau veräussert 
wurde und es sich um die Wiederanlegung des Erlöses handelt, sondern 
auch dann, wenn aus einem anderen Gnmde und bei anderem 
Güterverhältniss Geldsummen für das Vermögen der Ehefrau anzulegen 
sind. — Marcad^ V. zu A. 1435 u. zu A. 1497. 11; Behaghel a. 
a. 0. S. 606. 627, 

4. Das Unterpfandsrecht der Ehefrau giebt zu mehreren 
Bemerkungen Anlass. 

a. Die Ehefrauen der in das Inland eingezogenen Ehemänner 
konnten in der Zeit vor dem Einzug ein Unterpfands- (Hypotheken-) 
Recht nur nach Inhalt ihres Heimathsgesetzes in Anspruch nehmen, 
weil dieses das ganze eheliche GüteiTecht beherrscht (§ 2). Wenn aber 
auch dieses Gesetz ein Unterpfandsrecht gewährte, welches die inländischen 
(in Baden gelegenen) Liegenschaften des Eliemannes mit lunfasst, so 
konnte dasselbe doch von der ausländischen Ehefrau nur unter der 
Voraussetzung geltend gemacht werden, dass in ihrem Heimathsstaate 
auch das Unterpfandsrecht einer badischen Ehefrau in Bezug auf Liegen- 
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miväuiii, w^lijir *Un Kh^nurin in j^fi^u! .Staate besitzt. aL$ 
aii^rkafjfjt wird, * '^ 

liaraii)* foljft, itath«^ von d^fii aUi^ländi>«4:hen Ehefrauf^a . wekhe, weil 
mit ihn^ni Wi<fifiaiiiuf<li'in (>>#!<* Naji^ilwnuritenÄ'orfr.'n. dasselbe allgemeine 
und dner Kintrai^un;:: nirht bedürftijfe L'nteqifandj^recht j^eniessea, welche» 
ilmt Ua4li>rMitu y.MvHwn uat:U d'-n LJLSS. 2121. 2135 ff. zusteht, doch 
nuv diejnii^ifi'n zu ''in<'r^i'»ltendjnadiun{rdeHKeU>en auf inländische IJegen- 
M''Jmft<'ti li^rn'rliti^t »sind , w^'U'he dr»ni ileutwthen Reiche (einer der 
JUieinpi'ovin/^'n od<'r dem tieicIiHiande KlhaHB-Lothringen) angehören; dies 
KhefnuK'fi UiiUfti diin liiM'lit g<»mäKK A. *i der Reich sverfai*üung; den 
An|{elMin^<'n FrankrejchH int dagegen cheKC Geltendmachung, wegen 
Mmmoin d<T K<»(ipnH?it5it vcrnagt. '^) Kh^-fraucn, welche deutschen 
lli»ehtH^i*hi<*tJMi angehören, in denen der Code Nap. nicht gilt Mürden 
niu'h d<»ni an die Spit/i* gentellten GrundHatz desshalb ausser Stand sein 
jnmalH (*in d^Mn liadiKclH^ntfeHetz entsprechendes Pfandrecht auf inländische 
liiegenHchafh^n in AnH|»njch zu n('hm<^n, wHl aus ihrem Heiraathsrechte 



•«) L.Il.S. II. - Annaloii d. bad. Ocrichte, XVII. 13. XXXII. 166. 
Ohorh. Jfthrh. A. K. XIII. 245. — Wegen abweichender An- 
Mi(*.ht(ui über diose aus dont internationalen Privatrecht in unsere 
Krörtorun^ horüborgrcifendo Frage vgl. Marcad^(Pont),comment. 
d«« privih'geH et hypoth*quo*, ad A. 2121. Nr. 433. und Bar, d. 
Internal. Pr.- u. atraf.-U. § (». S. 223. 

'M Aubry ot Hau, I. ^ 7S Note M — Gl. ^ Sirey, Rec. g«n. 
1M)2. I. 073. 
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ein Bolches nicht folgt, indem wohl allenthalben nur speziell ein- 
getragene Hypothekenrechte Anerkennung gefunden haben. ®^) 

Bezüglich ihrer hat jedoch das Reichs - Rechtshilfegesetz vom 
21. Juni 1869 (ftir Baden in Kraft getreten seit 1. Januar 1871) den 
Rechtszustand dadurch geändert, dass dasselbe die dinglichen und 
persönlichen Rechte , welche einen Anspruch auf vorzugsweise Befriedigung 
aus bestimmten Vermögensgegenständen begründen, für den Fall des 
Konkurses der Beurtheilung nach dem Rechte desjenigen Staates unter- 
wirft, in welchem sich die fraglichen Gegenstände befinden; die Folge 
davon ist, dass jede ausserbadische deutsche Ehefrau auf in Baden 
gelegene Liegenschaften das Unterpfandsrecht des badischen Rechtes 
geltend machen kann; ^*) danach ist auch die rechtliche Lage der 
eingewanderten flhegatten für die Zeit vor der Einwanderung zu 
beurtheilen. 

b. Durch den Einzug in das Inland erwirbt die früher ausländische 
Ehefrau das allgemeine und ohne Eintragung wirksame 
ünterpfandsrecht der L.R.SS. 2121. 2135 an den Liegenschaften des 
Mannes. 



••) M. 8. namentl, : wegen des Gebietes des Preuss. A. L. R. Konkurs- 
ordnung V. 8. Mai 1855 § 53. 80. 91 vgl. mit A. XII des Einf.- 
Ges. dazu u. § 18 ff. des mit dem I.Oktober d. J. in Kraft tretenden 
Ges. über den Erwerb von Ghrundeigenthum u. dingliche Rechte. — 
Biirgerl. Gesetzb. f. Sachsen § 388.390.396,438.— Bayr. Hypotheken- 
Gesetz v. 1. Juni 1822. § 11. — Dazu vgl. Gerber, Pr.-R.§ 151.— 
Ilillebrand, Pr.-R. § 102. 

•*) § 15. Ziff. 3 d. Rechtshilfe-Ges. — Es könnte zwar bezweifelt 
werden wollen, dass diese Vorschrift auf das nach L.R.S. 2121 als 
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Dieses ünterpfandsrecht tritt für alle Anspräche der Ehefraa in 
Kraft, für welche dasselbe einer beim Eheabschluss schon dem Inland 
angehörenden Ehefrau gewährt ist, wenn auch diese Ansprüche bereits 
vor dem Einzug entstanden sind , wesshalb dasselbe z. B. dem Anspruch 
auf Wiedererstattung des Erlöses eheweiblicher Liegenschaften, welche 
der Ehemann schon im Ausland veräussert hatte, nicht versagt werden 
kann. *^) Die Ordnung (der Rang) dieses ünterpfandsrechtes ist zwar 
im Allgemeinen nach L.R.S. 2135 zu bestimmen, jedoch können Rechte, 
welche dritte Pesonen vor dem Einzug der Ehegatten an den Liegen- 
schaften des Ehemannes bereits erworben hatten dadurch nicht beeinträchtigt 
werden; diesen Rechten gegenüber kann die Ehefrau ein Vorrecht nur 
insoweit ansprechen, als sie ein solches aus ihrer rechtlichen Lage aus 
der Zeit vor dem Einzug abzuleiten vermag (s. oben lit. a). 

Obgleich die inländischen Gerichte, sowie sie das einer ausländischen 
Ehefrau nach ihrem Heimathsrechte zustehende Unterpfandsrecht auch 
bezüglich der inländischen Liegenschaften des Ehemannes (abgesehen von 
dessfallsigen abweichenden Gesetzesvorschriften) nach eben diesem Rechte 



allgemeines sich darstellende Unterpfandsrecht der Ehefrau 
Anwendung finde, was zur Folge hätt^, dass das Unterpfandsrecht 
gemäss § 15. Abs. 2 des geda. Ges. nach dem Rechte des Konkurs- 
gerichtes zu beurtheilen wäre. Allein dieser Zweifel ist unbegründet, 
weil das Unterpfandsrecht seiner Allgemeinheit unerachtet immer- 
hin nicht das gesammte Vermögen des Ehemannes sondern nur die 
Liegenschaften desselben, mithin nur bestimmte Gegenstände trifft. 
Vgl. Annalen d. bad. Ger. XXXVII. 35. 
•») Annalen d. bad Gerichte XXVII. 213. 
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za beurtheilen haben, nunmehr das neuerworbene Unterpfandsrecht der 
ZOT Inländerin gewordenen Ehefrau auch bezüglich der im Ausland 
gelegenen Liegenschaften des Ehemannes an sich nach dem inländischen 
Gesetze beurtheilen müssen, so ist doch dieser Grundsatz für das Ver- 
haltniss zu den anderen Gebieten des deutschen Reichs durch die 
schon oben (lit. a) erwähnte Bestimmimg von § 15 Ziff. 3 des Reichs- 
Rechtshilfegesetzes dahin geändert worden, dass die Beurtheilung nach 
dem Rechte der gelegenen Sache einzutreten hat (S. auch Note 84). 

5. Eine besondere Beachtimg verdient noch die Haftbarkeit der 
Ehegatten für die Schulden gegenüber den Gläubigern. 
Dabei kommt jedoch nicht die Haftbarkeit für die eigenen Schulden, 
denn diese ist allenthalben in vollem Maasse anerkannt, sondern die 
Haftbarkeit des einen Ehegatten für die Schulden des anderen 
Theils in Frage; sie wird nicht allein während der Dauer, sondern 
auch noch nach Auflösung der Ehe u. bzw. der fiir das Inland in Kraft 
getretenen (landrechtlichen) Fahrnissgemeinschaft erheblich. 

Die Frage ist aber die: entscheidet über die gedachte Haftbarkeit 
bezüglich der schon vor dem Einzug der Ehegatten in das Land 
begründeten Schulden auch nach dem Einzüge noch das ausländische 
Recht, welchem die Ehegatten unterworfen waren, oder das badische 
Recht? Die Anwendung des letzteren an Stelle einer Aufrechterhaltung 
des ersteren würde die Lage der Gläubiger bald durch Ausdehnung der 

Haftbarkeit verbessern, bald durch deren Einschränkung verschlechtem. 

Das erstere wäre bezüglich der (fahrenden) Schulden der Ehefrau stets 

dann der Fall, wenn die Ehegatten aus einem Verhältniss der Nicht- 

gemeinschaft , wobei eine Haftbarkeit des Ehemannes für solche Schulden 



64 



nicht be«itelit « **) in die Fah^liI^sgemeInschafl de« Landrechtes eintreten, 
weil danach der Elhemann während bestehender Gemeinschaft stetsfain 
ffir dss (ianze ^ nach Auflösung derselben je nachdem die Ehefrau sidi 
der Gemeinschaft theühaftig macht oder dieselbe ausschlägt ^ für die 
Hälfte oder fortges^zt für das Ganze dieser Schulden in Ansprach 
g^iommen werden kann.**) Das letztere kann bezfiglich der Haft;- 
barkeit der Ehefrau für Schulden des Ehemannes eintreten. Wenn 
beis[Helsweise die Ehegatten vor dem Einzug unter der Herrschaft des 
Würzburger Landrechtes gestanden haben, welches bekanntlich h. z. T. 
noch in dem Bayern einverleibten Gebiete des ehemaligen Fürsten- 
thums und bezw. Grossherzogthums Wfirzburg gilt '^ und wonach die in 
allgemeiner Gütergemeinschaft lebende Ehefrau wegen der Schulden , weldie 
sie mit dem Ehemanne (wenn gleich ohne Uebemahme einer Sammt- 
Verbindlichkeit) contrahirt hat, von den Gläubigem selbst nach Auflösung 
der Gütergemeinschaft auf das Ganze belangt werden kann,'*) so mindert 
sich die Haftbarkeit der Ehefrau , wenn man das badische Recht in Kraft 
treten lässt, weil diese danach (abgesehen von einer Sammtverbindlich- 
keitsübemahme) nur für ihren i)ersönlichen Antheil an der Schuld und 
bezw. für die Hälfte der Gesammtschuld von den (Tläubigem in Anspruch 
genommen werden kann. ^®) 



•*) Vgl. z. B. bürg^ Gesetzbuch für Sachsen § 1678. 

•') L.R.S. 1409. 1419. 1485. 1494. 

••) Roth, bayr. Civ.-R. I. 86. 

••) Vgl. Obh. Jahrb. A. F. VII. 177. 

••) L.R.S. 1431. 1486. 1487. 1494. 



65 



Die Beantwortung der gestellten Frage kann für alle Fälle nur 
zu Giinsten der Anwendung des inländischen Rechtes ausfallen. Es 
kommt nämlich alles darauf an, ob man von einem unter dem früheren 
(ausländischen) Rechte wohlerworbenen Rechte einerseits des betreffenden 
Ehegatten auf die weniger ausgedehnte und anderseits der Gläubiger 
auf die ausgedehntere Haftung sprechen kann oder nicht, und in keinem 
Falle kann ein solches Recht anerkannt werden. Dass die Ehegatten 
ein wolilerworbenes Recht in der gedachten Richtung gegenüber den 
gesetzlichen Folgen des inländischen Gesetzes nicht geltend machen 
können erhellt schon daraus, dass die Unterwerfimg unter dasselbe 
lediglich Folge ihrer freien Willensentschliessung bezüglich der Einwanderung 
ist. Allein auch die Gläubiger haben ein wohlerworbenes Recht auf die 
ausgedehntere Haftung nicht. Dieselben können von einem solchen Rechte 
nur bezuglich der unmittelbaren Folgen des Rechtsgeschäftes 
sprechen, wodurch ihr Forderungsrecht gegen den betr. Ehegatten 
begründet worden ist und diese erstrecken sich nicht über den 
persönlichen Antheil eben dieses Ehegatten an der Schuld. Dass 
ein Ehegatte auch für die Verbindlichkeitsübemahme des anderen zu 
haften hat ist , selbst wenn , wie in dem gewählten Beispiel , beide Ehe- 
gatten ihre Verbindlichkeiten in demselben Rechtsgeschäfte übernommen 
haben , doch nicht Folge dieses Geschäftes , sondern nur Folge des zwischen 
den Ehegatten bestehenden Güterverhältnisses, demgemäss eines für die 
Gläubiger in dem Sinne rein zufalligen Verhältnisses, dass darauf bei 
Begründimg des Forderungsrechtes ein Bezug weder genommen zu 
werden brauchte noch auch wurde. Wenn das Gesetz mit ehelichen 
Güterrechten zugleich rechtUche Folgen zu Gunsten der Gläubiger 

verbindet, so gewährt es denjenigen, welche Gläubiger werden damit 

9 
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noch keineswegs unmittelbar Rechte, sondern nur die Anwartschaft auf 
deren Erwerbung ; die Gläubiger erwerben das Recht auf die in Aussicht 
gestellte Folge erst durch Erklärung ihres dessfallsigen Willens im 
Wege der Rechtsansprache (Klagerhebung). Mit dieser Ansprache 
entsteht erst „der Fall, welcher die Folge erzeugt" und es wird desshalb 
kein wohlerworbenes Recht verletzt, wenn man den Gegenstand der 
Ansprache nach dem inzwischen für die Ehegatten in Kraft getretenen 
anderweiten (inländischen) Rechte beurtheilt. ^') 

§ 7. 

n. ZusammeDstclioDg^ der Erg^ebnisse. 

Die Ergebnisse der bisherigen Ausführungen über die rechtliche 
Beurtheilung der ehelichen Güterverhältnisse von den in das Inland 
eingezogenen Ehegatten lassen sieh übersichtlich in nachstehende Sätze 
zusammenfassen : 

I. Rücksichtlich derjenigen Punkte, welche nicht unmittelbar die 
Gestaltung der ehelichen Güterverhältnisse betreffen kommt neben dem 
inländischen das betr. ausländische Recht nach Maassgabe der allgemeinen 
Grundsätze über die s. g. Kolission zwischen früheren und späteren 
Gesetzen in Anwendung (S. 24). 

IL Jn allem, was unmittelbar die Gestaltung der eheUchen Güter- 
Verhältnisse betrifft, ist dagegen zu unterscheiden: 



") L.R.S. 2a.b.-S. auch Oberh. Jahrb. A. F. VII. 177 
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1. Haben die Ehegatten weder vor ihrem Einzug in das Inland einen 
Ehe vertrag errichtet, noch innerhalb der Uebergangsfrist einen solchen 
nachträglich abgeschlossen, so sind 

a. wenn die Ehe vor Umlauf der gedachten Frist aufgelöst wird, 
die Güterverhältnisse durchaus nach dem bisherigen ausländischen 
Rechte der Ehegatten zu beurtheilen (S. 50). 

b. Ueberdauert dagegen die Ehe die Uebergangsfrist, so sind die 
Ehegatten als mit dem Ablauf dieser Frist in das Güterverhältni ss 
der landrechtUchen Fahmissgemeinschaft eingetreten anzusehen und 
es sind demzufolge sämmtliche gfiterrechtliche Fragen nach dem Land- 
recht zu beurtheilen, soweit nicht einzelne vor dem Einzug unwiderruflich 
erworbene Rechte in Betracht kommen (S. 50 f.). 

2. Haben Ehegatten, welche ohne Heirathsvertrag in das Inland 
eingezogen sind, in rechtsgiltiger Weise von der Befugniss Gebrauch 
gemacht einen solchen Vertrag nachträglich zu errichten, so sind ihre 
Güterverhältnisse nach diesem Vertrag mit Anwendung des badischen 
Gesetzes zu beurtheilen und kann die Benützung eines ausländischen 
Rechtssatzes nur insoweit in Frage kommen, als einzelne vor dem Einzug 
unwiderruflich erworbene Rechte nachwirken (S. 46 f.). 

3. Sind die Ehegatten mit vertragsmässig festgestellten Güterver- 
hältnissen in das Inland eingezogen, so werden diese von dem badischen 
Gesetze nur insofern berührt, als diejenigen Gedinge ausser Kraft 
treten, welche mit absoluten Ge- oder Verboten dieses Gesetzes in 
Widerspruch treten (S. 34 f.). 
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4. Sind die Guterverhältnissc eingezogener Ehegatten theils nach 
einem Ehevertrage, theils nach dem Gesetze zu beurtheilen, weil der 
Inhalt des Vertrags nicht für alle Verhältnisse den Willen der Ehegatten 
feststellt, so sind diejenigen Verhältnisse, worüber eine solche Fest- 
stellung fehlt , mit Vorbehalt der Wirksamkeit einzelner vor dem Einzug 
wohlei-worbener Rechte, nach dem badisehen Gesetze zu beurtheilen 
(S. 36). 
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